
e 

Landtag   Ausschussprotokoll
Nordrhein-Westfalen  APr 18/1103
18. Wahlperiode  11.12.2025
  

 
 

 
 
 
 

Innenausschuss 
 
 
65. Sitzung (öffentlicher Teil)1 

11. Dezember 2025 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:33 Uhr bis 16:08 Uhr 

 

Vorsitz:  Anna Teresa Kavena (SPD) (stellv. Vorsitzende) 

Protokoll: Benjamin Schruff 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der FDP-
Fraktion [siehe Anlage 1]) 7 

Vorlage 18/4651 

2 Studie zur Entwicklung der Kinder- und Jugenddelinquenz in Nord-
rhein-Westfalen – Vorstellung der Abschlussberichte der Teilprojekte 
„Hellfeld“ und „Dunkelfeld“ (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 19 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4437 
Vorlage 18/4438 

– Wortbeiträge 

3 Gesetz zur Stärkung der Informationssicherheit des Landes Nordrhein-
Westfalen (Informationssicherheitsgesetz Nordrhein-Westfalen – InfoSiG 
NRW) 28 

 
1 vertraulicher Teil mit TOP 21 siehe vAPr 18/91 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 2 - APr 18/1103 

Innenausschuss  11.12.2025 
65. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/14581 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
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Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD ab. 
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der Landesregierung 
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tragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 43 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4515 
Vertrauliche Vorlage 18/171 

– keine Wortbeiträge 

13 Essen: Schwerverletzte nach Schießerei – Was sind die Hintergründe? 
(Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 44 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4512 

– Wortbeiträge 

14 Enkeltrick – Welchen Einfluss hat die KI, und wer sind die Täter? (Be-
richt beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 45 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4521 

– keine Wortbeiträge 
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15 Sicherheit auf Weihnachtsmärkten – Wie gut ist NRW vorbereitet? (Bericht 

beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 5]) 46 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

16 Düsseldorf: Explosion an Haustür – Ein selbstgebauter Sprengsatz? 
(Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 5]) 48 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

17 Wirkungsevaluation des PeRiskoP-Programms (Bericht beantragt von 
der FDP-Fraktion [siehe Anlage 6]) 49 
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– Wortbeiträge 
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(Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 6]) 51 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

19 Großeinsatz der Polizei bei einem Treffen der Tuningszene in Solingen 
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 7]) 52 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 
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– Wortbeiträge 

* * * 
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1 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der FDP-Frak-

tion [siehe Anlage 1]) 

Vorlage 18/4651 

Stellv. Vorsitzende Anna Teresa Kavena: Das Thema der Aktuellen Viertelstunde 
ist die Vorstellung des Lagebilds „Clankriminalität 2024“. Ich würde vorschlagen, dass 
wir eine Zeit von 15 Minuten festsetzen, da wir heute eine ziemlich straffe Tagesord-
nung haben. Sind damit alle einverstanden? – Das ist super. Vielen Dank dafür. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich habe Ihnen gestern das Clankriminalitätslagebild 2024 
zur Verfügung gestellt und habe das deshalb nicht mehr angemeldet. Natürlich war 
das Lagebild hier in den letzten Jahren aufgrund von Berichtswünschen der Fraktionen 
immer Thema. Insofern nehme ich die Gelegenheit der Aktuellen Viertelstunde gerne 
wahr, um Ihnen das Wichtigste vorzutragen und um sich auszutauschen. 

Was steht drin? Ein erster wichtiger Punkt: 2024 haben die Polizei und ihre Partner bei 
Razzien mehr als 1.700 Objekte durchsucht; Barbershops, Shishabars, Wettbüros, 
Spielhallen. Sie wissen, dass das die berühmten Nadelstiche sind, die erste Säule un-
serer Strategie. Somit haben wir im Übrigen 50 % mehr Objekte durchgesucht als im 
Jahre 2023. 

Insgesamt wurden 2024 rund 6.700 Straftaten erfasst, die von kriminellen Clanange-
hörigen begangen wurden. Das sind weniger als 2023, minus 5 %. Die meisten davon 
wurden im Ruhrgebiet begangen; Essen, Recklinghausen, Bochum, Gelsenkirchen 
sind Schwerpunkte. Das waren vor allem Rohheitsdelikte, nämlich 1.970. Diese De-
likte, wie etwa Raub oder schwere Körperverletzung, machen rund 30 % aller Strafta-
ten aus. Es gab auch viele Vermögens- und Fälschungsdelikte, nämlich 1.086. 

Unter dem Strich sind die Straftaten um ca. 4 % zurückgegangen. Das lässt sich vor 
allem mit dem Konsumcannabisgesetz erklären, das es seit April 2024 gibt, da seitdem 
einige Drogendelikte, die wir sonst ganz selbstverständlich erfasst haben, nicht mehr 
strafbar sind und somit aus der Statistik herausfallen. Die Zahlen im Bereich der Rausch-
giftkriminalität sind um mehr als 40 % zurückgegangen, nämlich von 579 auf 337. 

Wir haben im Zusammenhang mit Clankriminalität etwa 4.300 Tatverdächtige ermittelt. 
Sie wissen, dass wir, um Clankriminalität zu erfassen, mit einem Ansatz arbeiten, der 
Familiennamen von kriminellen Clanangehörigen berücksichtigt. Deshalb hier die In-
formation: Es sind vier neue Namen dazugekommen. Es sind aber auch vier Namen 
von der Liste genommen worden, weil diesen Familiennamen in den vergangenen 
Jahren keine Straftaten mehr zugeordnet werden konnten. In der Summe bleibt es also 
bei 118 Namen. Es zeigt sich, dass unser namensbasierter Ansatz eine lebende Ar-
beitshypothese ist; sie bewegt sich, ist nicht starr. Es ist keinesfalls so, dass jeder 
Familienname, sobald er einmal dabei ist, ewig dabei bleiben wird. Vielmehr prüfen wir 
jedes Jahr aufs Neue, welche Namen wir auf dem Schirm haben müssen und welche 
nicht. 
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Von den 4.300 Tatverdächtigen zählen wir 190 Mehrfachtatverdächtige, heißt Tatver-
dächtige, die mehr als fünf Straftaten in einem Jahr begangen haben. Fast ein Viertel, 
genau 23,3 %, aller Straftaten im Bereich der Clankriminalität entfallen auf diese we-
nigen Mehrfachtatverdächtigen; einige wenige machen also viele Probleme. 

Kommen wir kurz zum Thema „Vermögenssicherung“: Was haben wir den Clankrimi-
nellen weggenommen und vorläufig gesichert? Das waren im Jahr 2024 1,7 Millionen 
Euro; Geld, das den Ermittlungen zufolge durch kriminelle Machenschaften erwirt-
schaftet wurde. Im Vergleich zu 2023 ist das eine Steigerung von 80 % – also ganz 
ordentlich. Das ist aber nicht nur Geld, das sind auch Immobilien, Autos, Uhren, 
Schmuck. Sie sehen, wir haben den kriminellen Clanangehörigen ordentlich in die Ta-
schen gegriffen. Damit tun wir diesen Leuten weh, und wir machen ihnen hoffentlich 
auch die Geschäfte kaputt oder erschweren sie. Geld, das nicht mehr da ist, kann 
schließlich keine kriminellen Geschäfte ankurbeln. 

Wir haben im Jahre 2024 insgesamt 82 Verfahren im Bereich der Organisierten Krimi-
nalität geführt, in sechs davon standen kriminelle Angehörige türkisch-arabischer 
Clans im Mittelpunkt. Das sind langwierige Ermittlungen, aber sie lohnen sich, weil wir 
sehen, was diese Leute machen, wir decken auf. Und wir zeigen, dass bei uns das 
Recht des Staates gilt und nicht das Recht der Familie. Übrigens gilt das auch auf der 
Straße, ein Indikator dafür ist der Rückgang der Tumultlagen. Es gab im letzten Jahr 
überhaupt nur eine Tumultlage, die der Clankriminalität zuzuordnen war. 2018 kam es 
irgendwo im Land im Schnitt jeden zweiten Tag zu einer Tumultlage. 

Das, was wir jedes Jahr aufs Neue machen – es gibt ja eine Kontinuität –, ist der 
Versuch, verfestigte Strukturen der Clankriminalität aufzubrechen. Das tun wir jetzt seit 
sieben Jahren, auch weil das über viele Jahrzehnte hinweg eben nicht angepackt wor-
den ist. Ich glaube, seit 2018 tun wir es auch mit Erfolg. Wir stören mittlerweile mit 
Tausenden von Nadelstichen, etwa Razzien. Wir verfolgen Vergehen und Verbrechen 
mittels über 5.600 Strafanzeigen und mehr als 20.000 Verwarngeldern. Wir folgen dem 
Geld und haben mittlerweile rund 23 Millionen Euro gesichert. 

Noch ein Erfolg: Mit „Kurve kriegen“ unterstützen wir junge Menschen, die aus dem 
Zug Richtung Clankriminalität aussteigen wollen, bevor er richtig in Fahrt kommt. Mehr 
als 3.200 junge Menschen haben sich bislang für eine Teilnahme entschieden, und 
fast 1.600 von ihnen haben bereits nachhaltig die Kurve gekriegt. 

Ich habe immer gesagt: Den Kampf gegen jahrzehntelang gewachsene Clankriminali-
tät gewinnt man nicht über Nacht, das braucht Hartnäckigkeit und einen langen Atem. 
Beides haben wir. – Das war ein weiterer Zwischenbericht. 

Marcel Hafke (FDP): Wir haben die Aktuelle Viertelstunde beantragt, um hier im Par-
lament über das Lagebild zu diskutieren. Herr Minister, ich halte es eigentlich für eine 
Selbstverständlichkeit, dass Lagebilder, die Sie der Presse bzw. Öffentlichkeit vorstel-
len, grundsätzlich auch im parlamentarischen Raum debattiert werden, sodass man 
das als Fraktion nicht anmelden muss. Es ist ja schließlich die Aufgabe des Parla-
ments, Kontrolle auszuüben, also nicht nur Fragen zu stellen, sondern das auch poli-
tisch einzuordnen. Das möchte ich jetzt tun. 
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Sie haben jetzt die Zahlen vorgestellt, die seit gestern öffentlich sind. Ich will vorweg-
schicken: Wenn ich es richtig erkannt habe, sind die Zahlen über die Jahre hinweg 
mehr oder weniger stabil. Der Weg, den Sie in der schwarz-gelben Regierung schon 
vor Jahren eingeschlagen haben, nämlich die Strategie der tausend Nadelstiche, ist 
mit Sicherheit richtig, aber offensichtlich brauchen wir ein Update, eine Debatte dar-
über, ob das ausreichend ist. Wenn das alles ausreichen würde, hätten wir ja nicht die 
gleichen Zahlen, sondern irgendwann auch mal sinkende Zahlen und Strukturverän-
derungen. Deswegen möchte ich Sie als Minister oder auch die Koalition fragen, was 
die weiteren Maßnahmen sind. 

Eine Frage, Herr Minister, ist außerdem, ob die Ressourcen, die der Landtag, die das 
Ministerium zur Verfügung stellt, den Polizistinnen und Polizisten ausreichen, um ihre 
Arbeit zu tun, und ob die Ressourcen auch wirklich entsprechend verwendet werden 
können. Wenn Sie sagen, Sie wollten dem Geld folgen und hier vorankommen, dann 
müssen wir die Frage stellen, ob die Ressourcen dafür vorhanden sind. Ich würde 
erwarten, dass Sie als Innenminister mit Ihrem Kollegen Justizminister ins Gespräch 
kommen, weil wir ja wissen, dass in Nordrhein-Westfalen nicht nur die Strafverfolgun-
gen, sondern auch die Verurteilungen, also die Konsequenzen, viel zu lange dauern, 
sich teilweise über Jahre hinziehen. Über alle Parteien hinweg gilt ja eigentlich der 
Grundsatz, dass die Strafe auf dem Fuße folgen müsse. Der Innenminister ist also 
nicht allein gefordert, vielmehr muss der Justizminister den Weg mitgehen. Vielleicht 
können Sie als Landesregierung uns Auskunft dazu erteilen, wie man das auf den Weg 
bringen möchte. 

Sie haben gesagt, dass das Programm „Kurve kriegen“ ein gutes sei. Das teilen wir, 
das teile ich. Mich würde allerdings interessieren, warum Sie die Mittel dafür über Jahre 
hinweg, seitdem Sie mit den Grünen regieren, abgesenkt haben. Seit 2022 gingen die 
finanziellen Mittel für „Kurve kriegen“ runter; es geht um fast 2 Millionen Euro. Ich finde 
es bemerkenswert, dass die finanziellen Mittel dort runtergehen, obwohl man sich das 
Programm auf die Fahne schreibt. 

Herr Minister, eine Frage, die mich umtreibt – ich bin ja neu hier im Ausschuss –: Wenn 
ich mich mit Clans beschäftige, den Begriff „Clans“ höre, komme ich auf eine andere 
Definition als diejenige, die Sie vorgenommen haben. Wenn ich es richtig verstanden 
habe, fassen Sie insbesondere türkisch-arabischstämmige Großfamilien aus dem Li-
banon darunter. Die Frage ist aber, ob für Clans nicht eine ganz andere Definition zu 
erfolgen hat, nämlich dass familiäre Strukturen dahinterstehen – gerne auch aufge-
splittet nach Nationalitäten. Ich habe es so verstanden, dass wir im Kern nicht nur 
Clans bzw. Großfamilien aus diesen Staaten haben. Von daher ist die Frage, ob das 
dann eher dazu dient, Öffentlichkeitsarbeit zu machen und auf einzelne Probleme hin-
zuweisen, anstatt das Problem strukturell in Angriff zu nehmen. 

Letzter Punkt: Ich würde schon von Ihnen erwarten, dass Sie uns im Parlament auf-
zeigen, was die weitere Strategie ist. Bleibt alles so, wie Sie es im Moment machen, 
oder gedenken Sie, Veränderungen vorzunehmen? 

Christina Kampmann (SPD): Daran können wir als SPD nahtlos anknüpfen, denn 
das Lagebild zeigt, dass acht Jahre nach Ihrer Regierungsübernahme, nachdem Sie 
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das zum Schwerpunktthema gemacht haben, die Straftaten im Kontext von Clankrimi-
nalität weiterhin auf erschreckend hohem Niveau sind. Wir hatten es schon beim vor-
letzten Lagebild gesehen, da waren die Zahlen um 20 % gestiegen, beim letzten Mal 
um 6 %. Den leichten Rückgang jetzt – Sie haben es schon deutlich gesagt; das steht 
auch im Lagebild – haben wir vor allem dem Bereich der Rauschgiftkriminalität wegen 
der Legalisierung von Cannabis zu verdanken, also im Grunde der Person Karl Lau-
terbach. Ansonsten haben wir weiterhin konstante Zahlen, und zwar auf sehr, sehr 
hohem Niveau. Das macht uns als SPD große Sorgen, auch weil wir eben keine Ver-
änderung Ihrer Strategie erkennen können, stattdessen waren in der Presse wieder 
nur dieselben Beschwichtigungen zu lesen, die wir immer lesen. Es ist schwer, sich 
das immer wieder anzuhören, ohne dass es Änderungen gibt. 

Sie sagen: Wir nehmen den Clanangehörigen das Spielfeld, wir machen ihnen das 
Leben schwer. Der Kampf ist zwar noch nicht gewonnen, aber wir bleiben dran. – Herr 
Reul, wenn Sie den Clans das Spielfeld nehmen würden, könnten wir nach acht Jahren 
über ganz andere Zahlen sprechen, denn da, wo kein Spielfeld mehr ist, werden eben 
auch keine Straftaten mehr verübt. Dass es in irgendeiner Form einen spürbaren Rück-
gang gäbe, ist aber nicht zu erkennen, das heißt, Sie haben nach all den Jahren ei-
gentlich keinen einzigen nennenswerten Erfolg bei Ihrem Schwerpunktthema „Clankri-
minalität“ zu verzeichnen. 

Deshalb möchten wir als SPD von Ihnen wissen – ich weiß noch, dass wir das im 
letzten Jahr schon gefragt haben –, wie Sie Ihre Strategie verändern wollen, um die 
Clankriminalität wirklich dauerhaft auf ein niedrigeres Niveau zu bekommen. Weil wir 
ja jetzt schon ein bisschen länger zusammenarbeiten, weiß ich, welche Argumente 
gleich kommen. Denen will ich kurz vorgreifen, damit wir uns hier in der Diskussion auf 
das konzentrieren können, was gerade wichtig ist, nämlich der wirksame Kampf gegen 
Clankriminalität. Nein, Herr Golland, uns interessiert nicht, was Ralf Jäger vor 100 Jah-
ren zu diesem Thema gedacht hat. 

(Heiterkeit von Dr. Christos Katzidis [CDU] und Dr. Julia Höller 
[GRÜNE]) 

Herr Reul, Sie werden wahrscheinlich gleich sagen: Wir haben mehr Razzien durch-
geführt, dadurch wird auch mehr aufgedeckt. – Aber es kann ja nicht nur Ihr Anspruch 
sein, das Dunkelfeld zu erhellen, indem Sie das Ausmaß von Clankriminalität aufde-
cken. Ihr Anspruch muss doch sein, die Straftaten im Kontext von Clankriminalität wirk-
lich dauerhaft zu senken. Diesbezüglich erwarten wir heute von Ihnen Antworten, und 
wir hoffen, dass das andere sein werden als die in den vergangenen Jahren. 

Stellv. Vorsitzende Anna Teresa Kavena: Ich gucke auf die Uhr: Wir haben schon 
13 Minuten für unsere Aktuelle Viertelstunde gebraucht. Von daher würde ich sagen, 
dass wir uns auf die wesentlichen Teile beschränken. 

Markus Wagner (AfD): Gut, dann versuche ich, mich ein bisschen kürzer zu fassen 
und erspare mir den Dank an Herrn Lauterbach dafür, dass er so großartige Prävention 
betrieben hat, was die Clankriminalität angeht. 
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(Christina Kampmann [SPD]: Der wäre aber berechtigt!) 

Zunächst eine Verständnisfrage: Die sehr hohe Anzahl syrischer Staatsangehöriger 
im Bereich der Clankriminalität wirft für mich die Frage auf, ob es sich dabei um eine 
tendenzielle Entwicklung dahin gehend handelt, dass originäre syrische Clans auf den 
Markt strömen. 

Zweiter Punkt: Herr Reul, wie viele Clankriminelle mit ausschließlich nicht deutscher 
Staatsangehörigkeit sind im Laufe Ihrer Amtszeit abgeschoben worden? Ich stelle 
diese Frage deswegen, weil im KEEAS-Abschlussbericht die generalpräventive Wir-
kung von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen für diese Personengruppe eindeutig 
hervorgehoben wird. Von daher wäre es natürlich wichtig, dass das Innenministerium 
Auskunft darüber geben kann, wie viele aufenthaltsbeendende Maßnahmen es mitt-
lerweile gegeben hat. 

Die dritte Frage: Inwieweit ist Ihnen bekannt, dass es verbindende Strukturen zwischen 
der Clankriminalität und dem Islamismus gibt? Oder besser gefragt: Wie haben sich 
diese Verbindungen mittlerweile entwickelt? 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Es ist doch erst mal eine gute Nachricht, wenn Kriminalität 
nicht steigt. Es ist auch klar – uns wird immer vorgeworfen, dass wir das nicht täten –, 
dass wir die kriminellen Aktivitäten innerhalb sozialer und familiärer Netzwerke, soge-
nannter Clans, ernst nehmen. Der Rechtsstaat muss konsequent und entschlossen 
handeln. Daran, dass der Innenminister das voller Verve vollzieht, hat hier wohl nie-
mand Zweifel. Ihm bei der Bekämpfung der Clankriminalität zu wenig Engagement 
vorzuwerfen, ist schon eine gewagte Strategie vonseiten der Opposition. 

Wir müssen uns aber noch einen anderen Punkt angucken. Nach wie vor überzeugt 
mich die Datenerhebung bei dem Thema nicht. Dem Lagebild, wie es hier vorgestellt 
wird, liegt ein begrenzter Blick zugrunde, weil es sich einseitig auf Menschen mit einem 
bestimmten Nachnamen, einem bestimmten Clannamen bezieht. Dabei werden auch 
Straftaten erfasst, die überhaupt keine Rolle beim Phänomen „Clankriminalität“ spielen, 
und andere werden einfach außen vor gelassen, obwohl sie eigentlich in diesen Bereich 
hineingehören und für die Ermittlungen der Strukturen eine wichtige Rolle spielen würden. 

Wir wissen mittlerweile – und wir wiederholen das ja auch ständig –, dass familiäre 
Herkunft und Loyalität nicht ausschlaggebend für dieses kriminelle Verhalten sind. Ent-
scheidend sind das kriminelle Verhalten, das kriminelle Handeln und nicht der Famili-
enname. Deswegen glaube ich, dass der auf Nachnahmen basierende Ansatz auf den 
Prüfstand muss. Wir wissen mittlerweile viel mehr, auch durch das Engagement des 
Innenministers in dieser Sache. Jetzt müssten wir diese neuen Erkenntnisse in prakti-
kablere Ermittlungsansätze überführen. Die Kriminologie ist weiter, es gibt zahlreiche 
Studien dazu, dass die Einteilung von Menschen in türkisch-arabische Ethnien nicht 
taugt, um diese Kriminalität zu erklären, zu erfassen, zu bekämpfen, weil diese ethni-
schen Kategorien eben keine festen Schubladen sind, sondern sich verändernde ge-
sellschaftliche Zuschreibungen. 

Wenn wir damit Politik machen – und das machen wir mit diesem Lagebild, das immer 
wieder in der politischen Diskussion ist –, müssen wir uns schon fragen, ob wir uns 
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davon freimachen können, Vorurteile zu schüren und Stigmatisierungen voranzutrei-
ben. Deswegen brauchen wir einen neuen Erhebungsansatz, um dieses Phänomen – 
und das ist ja unser gemeinsames Ziel – passgenau bekämpfen zu können. Ich glaube, 
dass wir uns in einem Teufelskreis befinden und wir Kindern, die diese Nachnamen 
haben, immer wieder die Möglichkeit nehmen, aus diesem Teufelskreis herauszukom-
men. Es ist wirklich an der Zeit, dass wir die neuen Erkenntnisse berücksichtigen, um 
die Bekämpfung der sogenannten Clankriminalität noch effektiver zu machen. 

Dr. Christos Katzidis (CDU): Wenn man repräsentativen Umfragen Glauben schen-
ken darf, dann sind drei Viertel der befragten Menschen unzufrieden mit dem Staat 
bzw. haben kein Vertrauen mehr in ihn. Ein Punkt im Kontext der Clankriminalität bzw. 
der Vorstellung des Lagebildes, zu dem ich eine Nachfrage habe und den auch Sie, 
Herr Minister Reul, angesprochen haben: die Mehrfachtatverdächtigen. 4,4 % der Tat-
verdächtigen sind für fast ein Viertel aller Straftaten verantwortlich. Deshalb stelle ich 
mir die Frage, warum sie, obwohl sie mehrere Straftaten im Jahr begehen, noch frei 
herumlaufen. Wie sieht es in diesem Bereich mit Verurteilungen aus? Wir erleben das 
ja auch bei Intensivtätern aus anderen Bereichen: sechs, sieben, acht, neun, zehn 
Straftaten. Kommt es zumindest bei den Mehrfachtatverdächtigen tatsächlich mal zu 
Verurteilungen im Sinne von Haftstrafen? 

Gregor Golland (CDU): Es ist ja ein Déjà-vu, jedes Jahr diskutieren wir über das La-
gebild „Clankriminalität“. Ich bin dankbar, dass wir es überhaupt haben. Im Laufe von 
45 Jahren SPD-Herrschaft in diesem Land … 

(Heiterkeit – Dr. Christos Katzidis [CDU]: Herr Jäger ist noch jung!) 

… wurde dieses Problem erst ignoriert, dann geleugnet, dann schöngeredet, und dann 
wurde mittels wirkungsloser Maßnahmen vor der Wahl noch kurz Aktionismus ge-
zeigt – das muss man immer wieder sagen. 

(Zuruf von Dr. Julia Höller [GRÜNE] – Heiterkeit) 

Jetzt haben wir ein über Jahrzehnte gewachsenes Problem. Sie erinnern sich vielleicht 
an die Bilder: Es fing damit an, dass Mitte der 80er-Jahre über die Botschaft der DDR – 
oder wie auch immer man das nennt – Menschen als sogenannte Libanon-Bürger-
kriegsflüchtlinge in den Westen geschleust worden sind. Man hat das Ganze nicht 
ernst genommen, hat das alles laufen lassen. 

Sie glauben doch nicht wirklich, Frau Kampmann, dass wir diese Jahrzehnte verfehlter 
Integrationspolitik, des Ignorierens von Problemen aus politischer Korrektheit inner-
halb weniger Jahre bewältigen können. 

(Zuruf von Christina Kampmann [SPD] – Weitere Zurufe) 

Wenn Sie wirklich etwas gegen Clans tun wollen, müssen Sie den politischen Willen 
dazu haben, und den haben erstmals diese und die vorherige Landesregierung mit der 
FDP. Mit Herbert Reul als Innenminister wird gezeigt, dass der politische Wille da ist, 
das Problem erstens klar zu benennen und zweitens zu bekämpfen. Das ist der Punkt. 
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(Christina Kampmann [SPD]: Außer politischem Willen ist nichts zu 
erkennen!) 

Ihnen ist in 45 Jahren nichts eingefallen. Sie hatten Angst, dass Bevölkerungsgruppen 
stigmatisiert werden könnten, die ganze Stadtteile terrorisiert haben. 

(Christina Kampmann [SPD]: Das hat Ihr Koalitionspartner gerade ge-
sagt!) 

Wir werden diesen Kampf weiterführen, und er wird auch nicht morgen zu Ende sein. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Ja, dann mal los!) 

Wir müssen da noch viel stärker ran, insbesondere bei Themen wie Vermögensab-
schöpfung und Beweislastumkehr. Wir haben auf Bundesebene jetzt gemeinsam viele 
Möglichkeiten, das hinzukriegen … 

(Christina Kampmann [SPD]: 45 Jahre CDU-Innenminister!) 

Stellv. Vorsitzende Anna Teresa Kavena: Frau Kampmann, ich bin die Vorsitzende, 
und ich erteile hier das Wort. Ich rüge Sie jetzt. 

(Heiterkeit – Zurufe) 

Gregor Golland (CDU): Das ist sehr gut, Frau Vorsitzende, weiter so. Vielen Dank. 

(Heiterkeit – Zuruf von Benedikt Falszewski [SPD]) 

Ich tue das ungern, auch weil es ein Widerspruch zu dem ist, was vorher gesagt wurde: 
Ich halte die Erfassung mit Blick auf die Namen für vollkommen richtig. Wir machen 
Probleme nicht besser, indem wir sie nicht benennen. 

(Dr. Julia Höller [GRÜNE]: Das Problem ist doch nicht der Name!) 

Ein Punkt ist ganz wichtig, und daran können Sie mitwirken, Frau Kampmann: Wir 
müssen diesen Leuten, wenn sie so kriminell sind, die deutsche Staatsangehörigkeit 
verweigern, wenn sie sie noch nicht haben, und wir müssen sie abschieben. 

(Christina Kampmann [SPD]: Dazu kriegen wir ja nie die Zahlen!) 

Es tut Ihnen am meisten weh, wenn sie in ihre Heimat zurück müssen. Das hat man 
beim Miri-Clan in Bremen gesehen, und das zeigt sich auch an anderen Beispielen. 
Da müssen wir noch sehr viel konsequenter werden, das gilt für Deutschland insge-
samt, also nicht nur für Nordrhein-Westfalen. Aber seit der Bundestagswahl sind wir 
da ja zum Glück auf einem anderen Weg, übrigens auch mit Ihrer Unterstützung. 

Wir werden hier noch viele Innenausschusssitzungen haben und viele Clanlagebilder. 
Das Problem wird nicht verschwinden, und wir müssen es entschlossen bekämpfen. 

Minister Herbert Reul (IM): Herr Hafke, das können Sie nicht wissen, und das ist kein 
Vorwurf: Wir haben es bei den Berichten, bei den Lagebildern immer so gehandhabt, 
dass wir sie an den Landtag geschickt und dann bei Bedarf darüber geredet haben. 
Insofern war das diesmal nichts Besonderes. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 14 - APr 18/1103 

Innenausschuss  11.12.2025 
65. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 
Zur Zusammenarbeit mit der Justiz: Wir können gerne darüber diskutieren, dass Ver-
fahren schneller sein sollten, aber das muss im Justizbereich geschehen. Das ist nicht 
so einfach gemacht wie gesagt, aber natürlich ist da was dran. Wir haben ja Modelle 
wie die Häuser des Jugendrechts, und das geht weit über das hinaus, was wir gerade 
besprechen. Dort wird der Versuch unternommen, zu beschleunigen. Ich finde, das 
funktioniert relativ gut. Um es klar zu sagen: Die Zusammenarbeit mit dem Justizmi-
nisterium funktioniert extrem gut. Wir haben gerade vorgestern eine gemeinsame Ini-
tiative auf den Weg gebracht, um eine der zentralen Fragen, die wir nicht beantworten 
können, in Berlin anzustoßen: die Beweislastumkehr. Ich glaube, dass es uns sehr 
helfen wird, wenn wir das verändern. Ich hoffe, dass wir dadurch einen Sprung machen 
werden, weil wir bei den Vermögenswerten immer noch Probleme haben, sie nicht nur 
zu beschlagnahmen, sondern am Ende auch wirklich dauerhaft wegzunehmen. Das 
würde das Verfahren sehr vereinfachen. Da sind das Justizministerium, das Finanzmi-
nisterium und wir einen großen Schritt vorangekommen. 

Zur Strategie: Ich glaube nach wie vor, dass unsere Strategie richtig ist. Wenn man 
glaubt, eine Strategie zu haben, mit der man die Clankriminalität hopplahopp wegbe-
kommt, wäre ich sehr dankbar, wenn man die benennen würde. Diese kriminellen 
Strukturen unterscheiden sich im Übrigen von anderen kriminellen Strukturen, da es 
nicht nur um Organisierte Kriminalität, sondern auch um Alltagskriminalität auf den 
Straßen und Plätzen geht – und das ist es ja, was die Leute am meisten aufregt. Das 
ist nicht so wie bei den anderen. Man muss sich um beides kümmern, das ist noch 
komplizierter, als Organisierte Kriminalität zu bekämpfen. Weil die Strukturen schon 
so gefestigt sind, braucht man einen langen Atem. Es regt sich ja auch keiner darüber 
auf, dass es in Deutschland immer noch Mafia gibt, obwohl die schon viel länger da 
ist. Daran kann man erkennen, dass man solche Strukturen nicht mal einfach eben so 
verändern kann. Man muss versuchen, das immer weiter voranzutreiben, sie immer 
mehr unter Druck zu setzen. 

Zur Quantität: Ich glaube nicht, dass man es sich mit den Zahlen so einfach machen 
kann, Frau Kampmann. Wenn wir 50 % mehr Kontrollen machen, haben wir weniger 
Taten als vorher. Das ist relativ einfach. Wir haben 50 % mehr Kontrollen, wir haben 
uns 50 % mehr Fälle angeguckt. Wir haben aber nicht mehr, es ist also weniger ge-
worden – um es mal glasklar zu sagen. Insofern ist dieser Vergleich nicht ganz korrekt. 

Ich will noch etwas zu – in Anführungsstrichen – Erfolgen sagen – mit diesem Wort 
muss man behutsam umgehen, weil es kein Simsalabim gibt –: Auf den Straßen und 
Plätzen hat sich das Klima verändert. Das Sicherheitsgefühl der Menschen in diesen 
Bereichen ist ein anderes als noch vor ein paar Jahren. Es ist noch lange nicht gut 
genug – nicht missverstehen, ich will nichts schönreden. 

Tumultlagen: Dass es nur noch eine gibt, ist schon ein Fortschritt. Aber auch hier gilt: 
Vorsicht an der Bahnsteigkante. Das heißt natürlich nicht, dass es nächstes Jahr nicht 
fünf oder zehn sein könnten, das kann man nicht hundertprozentig voraussagen. Aber 
da es vorher 20 oder 30 waren und Jahre davor über 100, hat sich schon etwas ver-
ändert – nicht mehr und nicht weniger sage ich. Da braucht es keine Fanfaren oder 
Siegesgeheul, aber man kann schon zugeben, dass es sich ein Stück weit verändert 
hat. 
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Christos Katzidis hat gerade das Misstrauen gegenüber dem Staat genannt. Wenn 
man die Menschen, die Bürgerinnen und Bürger mitnehmen will, ist es nicht hilfreich, 
immer nur zu sagen, was alles nicht geht, vielmehr muss man auch zeigen, dass man 
vorankommt. Das geht aber nur langsam und nicht hopplahopp; Zauberlösungen gibt 
es nicht. 

Eindeutig erfolgreich sind wir bei der Vermögensabschöpfung. Unter uns gesagt, 
glaube ich, dass da noch viel mehr drin ist, deshalb auch der Vorstoß in Berlin, aber 
über 20 Millionen Euro sind nicht so schlecht. Es könnte wie gesagt viel mehr sein, 
aber das ist doch schon mal eine Menge Kohle, die die Jungs nicht mehr haben, und 
somit ein Einstieg, den man nutzen sollte. Von der Strategie her halte ich diesen Weg 
für vernünftig. Es hat jedenfalls bisher niemand einen besseren vorgeschlagen; es ist 
ja nicht so, dass wir überhaupt nicht einsichtig wären, wenn es bessere Wege gäbe. 

Es geht um eine Kombination: Da ist erstens die Ermittlungsarbeit, um die großen Fi-
sche zu fangen. Das funktioniert auch, dauert aber eben. Es gibt ja durchaus eine 
Reihe von erfolgreichen Abschlüssen, weil wir mittels des Prinzips „Follow the Money“ 
Täter erwischt und Kohle organisiert haben. Zweitens geht es darum, im Alltag auf den 
Straßen und Plätzen zu zeigen: Ihr könnt nicht machen, was ihr wollt, dann gibt es 
Ärger. – Drittens geht es um die Frage, wie man sich um Aussteiger kümmern kann; 
Stichwort „Kurve kriegen“. Das ist am mühsamsten, aber das haben wir von Anfang 
an gewusst. Der Hinweis, dass wir da Gelder gekürzt hätten, greift ein bisschen kurz. 
2011 gab es in Nordrhein-Westfalen ganze acht Standorte, mittlerweile sind es 42. Wir 
haben dieses Konzept also auf das ganze Land ausgedehnt, und das ist ja nicht so 
schlecht. Das ist ja auch nicht nur eine Frage des Geldes, viel wichtiger ist, wie wir 
verankert sind und um wie viele Menschen, um wie viele Fälle wir uns kümmern kön-
nen. Dass die Menge immer klein bleiben wird, liegt in der Logik dieses Konzepts. 
Auch bei pädagogischen bzw. sozialpädagogischen Konzepten in anderen Bereichen 
geht es nie um große Quantitäten, sondern immer nur darum, einige wenige – aber 
natürlich trotzdem möglichst viele – aus einem Dilemma zu befreien, auf den richtigen 
Weg zu führen. Ich finde, dass das sehr erfolgreich ist, dass sich das sehen lassen 
kann. Im Übrigen ist es sicherlich kein schlechtes Zeugnis, wenn andere Staaten sich 
„Kurve kriegen“ anschauen und sagen: Das machen wir nach. – Man sollte allerdings 
auch nicht übertreiben und glauben, dass das die Lösung aller Probleme sei. Das ist 
ein Teil, mehr nicht. Ich glaube, das Nebeneinander dieser drei Wege ist richtig, auch 
wenn es mühsam ist. Es sind aber Fortschritte zu erkennen, und das ist schon mal gut. 

Noch mal: Vorschläge dazu, wie man das schneller und besser machen kann, werden 
gerne angenommen. 

LdsKD Peter Mosch (IM): Herr Wagner, Sie hatten gefragt, ob syrische Clans ver-
stärkt auf den Markt strömten. Das würde ich so nicht sagen. Die Auswertungen im 
Clanlagebild zielen auf den Bereich der Mhallami ab. Diese Menschen kommen aus 
unterschiedlichen Regionen und sind teilweise schon in den 70er-Jahren eingereist. 
Wir können das nicht mit der Auswertung vermischen, die wir beim Projekt „Euphrat“ 
gemacht haben. Das fokussiert sich auf die Syrerinnen und Syrer, die seit ungefähr 
zehn Jahren verstärkt zuwandern. Wir haben keine Erkenntnisse, dass sie verstärkt in 
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diesen Clanmarkt hineinströmen würden. Das würde ich also eher mit Nein beantwor-
ten. Das ist ja auch bei der Vorstellung des Projekts „Euphrat“ deutlich geworden: Ach-
tung, wir müssen das weiter beobachten, haben aber bisher nur einzelne Fälle. 

Sie haben außerdem gefragt, ob wir Zusammenhänge zwischen Islamismus und Clans 
sähen. Auch hier bin ich nahe an einem Nein, aber natürlich gibt es immer mal wieder 
irgendwelche Bezüge, ganz punktuell. Mehr würde ich aus dem Clanlagebild nicht ab-
leiten wollen. 

Zu aufenthaltsbeendenden Maßnahmen liegen uns keine Informationen vor. 

Christina Kampmann (SPD): Eine Klarstellung: Wir sind hier in einer öffentlichen Sit-
zung, und es gibt ein Wortprotokoll. Die Zahlen, die Sie gerade genannt haben, Herr 
Reul, sind einfach nicht ganz korrekt. Es gab nicht 50 % mehr Kontrollaktionen. Im 
Jahr 2023 waren es 423, und im vergangenen Jahr waren es 703; das sind keine 50 %. 
Zu den Tumultlagen haben Sie gerade gesagt, dass das mal über 100 gewesen seien. 
Im Lagebild werden die ab 2019 aufgezeigt; 2019 hatten wir zwölf mit klarem Bezug 
und im letzten Jahr eine mit klarem Bezug. Auch das ist ein deutlicher Unterschied. Ich 
möchte, dass wir hier mit korrekten Zahlen operieren, weil die Öffentlichkeit darauf ein 
Recht hat. 

Herr Golland, nach Ihrem langen historischen Vortrag haben Sie als einzige Maß-
nahme Abschiebungen genannt. Das haben Sie beim letzten Mal, als wir über syrische 
Clans besprochen haben, auch getan. 

(Daumen-hoch-Geste von Gregor Golland [CDU]) 

Ich habe Herrn Reul gefragt – wie Herr Wagner eben auch –, wie viele abgeschoben 
worden seien. Darauf wurde geantwortet, dass man dazu nichts sagen könne. Wenn 
das Ihr Verständnis von Innenpolitik und der Bekämpfung von Clankriminalität in die-
sem Land ist, sollten Sie das vielleicht überdenken. 

Herr Reul, es geht nicht um hopplahopp und auch nicht um Simsalabim. Sie haben 
das seit acht Jahren als Schwerpunkt, und wenn Sie dann immer noch so viele Straf-
taten mit klarem Bezug haben, sollten Sie sich ehrlich machen. Es sollte doch auch in 
Ihrem Interesse sein, sich zu überlegen, ob Sie Ihre Strategie anpassen müssen. Es 
wäre schön, wenn wir irgendwann mal etwas dazu hören würden. 

Markus Wagner (AfD): Ob es 50 % mehr Kontrollen gegeben hat oder nicht, würde 
ich an Ihrer Stelle mal nachrechnen. Von 400 auf 700 – das könnten schon 50 % mehr 
sein. 

(Christina Kampmann [SPD]: Ich war zwar schlecht in Mathe, aber so 
schlecht …!) 

Ich finde es jedenfalls erschütternd, dass wir seit 2018 den KEEAS-Abschlussbericht 
haben, in dem deutlich gemacht wird, dass aufenthaltsbeendende Maßnahmen eine 
generalpräventive Wirkung für diese Personengruppe hätten, wir aber bis heute immer 
noch keine Antwort darauf bekommen haben, wie viele Personen aus dieser Gruppe 
in der Amtszeit von Herrn Reul abgeschoben worden sind. Wenn nämlich deutlich 
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gemacht wird, das aufenthaltsbeendende Maßnahmen notwendig seien, dann muss 
darüber eine Statistik geführt werden. Ich würde sogar noch einen Schritt weitergehen 
und die Frage stellen, inwieweit mit Blick auf Mehrfachstaatsangehörigkeiten mittler-
weile geprüft wird, die deutsche Staatsangehörigkeit entziehen zu können. Ob das 
dann auch umgesetzt wird, wäre eine weitere Frage. Einer der Hauptpunkte bei der 
Bekämpfung von Clankriminalität sind also aufenthaltsbeendende Maßnahmen, aber 
Fragen dazu können hier seit Jahren nicht beantwortet werden. Die Bekämpfung der 
Clankriminalität stelle ich mir ein bisschen anders vor. 

Stellv. Vorsitzende Anna Teresa Kavena: Bevor die Aktuelle Viertelstunde eine 
Stunde dauert, werde ich die Fragerunde hier beenden und zu Herrn Reul sagen, dass 
er noch mal antworten darf. 

Minister Herbert Reul (IM): Für aufenthaltsbeendende Maßnahmen ist erstens ein 
anderes Haus und zweitens ein anderer Ausschuss zuständig. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Eine Landesregierung!) 

In der Sache ist es auch wirklich schwierig, so etwas überhaupt zu ermitteln. Wir kön-
nen sicherlich feststellen, wie viele … 

(Christina Kampmann [SPD]: Sagen Sie das mal Herrn Golland!) 

– Herr Wagner hat gerade gefragt, also kriegt Herr Wagner die Antwort. – Wie viele 
Menschen abgeschoben worden sind, weil sie straffällig geworden sind, würde von 
dem anderen Haus garantiert beantwortet werden können. Diese Abschiebungen fin-
den aber dezentral statt, bei den Ausländerämtern. 

(Christina Kampmann [SPD]: Das ist ja jetzt wohl nicht Ihr Ernst!) 

Die werden nicht nach Gründen, nach Ursachen oder Sonstigem sortiert, deshalb wird 
Ihnen das wahrscheinlich niemals jemand beantworten. Der Eindruck, den Sie erwe-
cken, dass nämlich gar keine Menschen, die Clanmitglieder sind, die straffällig gewor-
den sind, abgeschoben würden, ist falsch. So einfach ist es nicht. 

Frau Kampmann, den Spaß gönne ich mir jetzt: 2023 waren es 423 Kontrollaktionen 
und im Jahr danach 703. Ich bin kein Mathematiker, aber ich glaube, das sind sogar 
mehr als 50 %; Leute sagen mir, dass es sogar über 60 % seien. Meine Zahl war also 
noch untertrieben. 

(Christina Kampmann [SPD]: Ich entschuldige mich für den Denkfeh-
ler! Die Rüge der Vorsitzenden hat mich sehr mitgenommen! – Heiter-
keit) 

Kontrollierte Objekte: 1.138 zu 1.702 – das können wir gleich mal in Ruhe ausrechnen, 
das ist aber auch wesentlich mehr. Ich würde also sagen, dass die Zahlen dafür spre-
chen, dass es sehr wohl stimmt, dass es mehr Kontrollaktionen gegeben hat. Und 
wenn man mehr kontrolliert, die Zahl der Taten aber nicht steigt, dann ist das ein Ge-
winn – Punkt. 
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Mehr sage ich nicht. Es ist nicht die Lösung des Problems. Noch mal: Sie können mich 
so viel und so lange ermahnen, wie Sie wollen, aber eine Zauberlösung wird es nicht 
geben. Wenn Sie das immer wieder fordern, müssen Sie im Übrigen auch damit leben, 
dass ich sage: 30 Jahre lang hat keiner was gemacht. Jeder Schritt, den man jetzt 
vorankommt, ist doch ein Fortschritt. Vielleicht ist das nicht genug, aber es ist ein Fort-
schritt, und jede Beschleunigung ist willkommen. 

Das hat auch etwas mit Personal zu tun. Natürlich können wir nicht das gesamte Per-
sonal, das wir haben, darauf konzentrieren. Wenn wir im Landeskriminalamt noch 
mehr Leute darauf konzentrieren würden, könnten auch mehr Fälle aufgedeckt wer-
den. Das ist doch klar. Aber man muss ehrlich sein und zugeben, dass nicht alles geht. 
Es geht immer nur Schritt für Schritt. 
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2 Studie zur Entwicklung der Kinder- und Jugenddelinquenz in Nordrhein-

Westfalen – Vorstellung der Abschlussberichte der Teilprojekte „Hellfeld“ 
und „Dunkelfeld“ (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4437 
Vorlage 18/4438 

Stellv. Vorsitzende Anna Teresa Kavena: Aufgrund der umfassenden Tagesordnung 
schlage ich vor, für die Auswertung und Aussprache maximal 20 Minuten vorzusehen. 

(Minister Herbert Reul [IM]: Halbe Stunde!) 

Wie schon in der letzten Sitzung sind Frau Dr. Meyer vom LKA und Professor Dr. 
Kroneberg von der Uni Köln anwesend. 

Christina Kampmann (SPD): Vielen Dank, dass Sie heute noch mal gekommen sind. 
Beim letzten Mal hatten wir es ja nicht mehr geschafft. Ich glaube, Ihnen wurde das 
Angebot gemacht, heute digital dabei zu sein; umso schöner, dass Sie trotzdem hier 
sind. Vielen Dank auch für die Studie, die uns bei unserer Arbeit ganz wesentlich hel-
fen wird. 

Wir haben mehrere Fragen. Der Anstieg der Gewaltsprävalenz bei Mädchen sticht her-
aus; das wird auch immer wieder genannt. Uns würde interessieren, welche Ursachen 
Sie dafür ausgemacht haben bzw. vermuten. 

Die Studie enthält auch Handlungsempfehlungen. Schon seit ein paar Jahren stellen 
wir eine Zunahme bei der Kinder- und Jugendgewalt, gerade auch bei schweren Ge-
waltformen fest, zuletzt in der PKS. In der Studie steht, dass weitergehende Analysen 
notwendig seien, um die verschiedenen Einflüsse und Veränderungen genau darstel-
len zu können. Meine Frage ist, was die Landesregierung dazu plant und ob sie au-
ßerdem plant, etwas aus den Handlungsempfehlungen aufzugreifen. Ansonsten 
würde in dieser Legislaturperiode – wir haben im übernächsten Jahr wieder Wahlen – 
diese Studie das einzige sein, das zum Thema „Kinder- und Jugendgewalt“ passiert 
wäre, obwohl wir eine Zunahme feststellen. Das wäre aus unserer Sicht ein bisschen 
wenig. Was also zieht die Landesregierung für Konsequenzen aus dieser Studie, was 
plant sie an dieser Stelle? 

Noch eine Frage zur Studie selbst, da Sie in unterschiedlichen Kontexten immer wie-
der die Abnahme der Normenbindung beschreiben: Was sind aus Ihrer Sicht die 
Gründe dafür? Und was sind die Gründe für die Zunahme elterlicher Gewalt in be-
stimmten sozialen Kontexten? Wenn ich Sie nämlich richtig verstanden habe, wurde 
die gewaltfreie Erziehung als einer der wesentlichen Faktoren dafür genannt, dass die 
Kinder- und Jugendkriminalität, die Gewalt bei Kindern und Jugendlichen abgenom-
men habe. Insofern war das für mich ehrlich gesagt eine der erschreckendsten Er-
kenntnisse. 
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Eileen Woestmann (GRÜNE): Auch von unserer Seite noch mal herzlichen Dank, 
dass Sie heute hier sind. 

Ich würde gerne auf zwei Aspekte eingehen. Es gab einen Bericht der tagesschau, 
dass Sie sich in Teilen falsch verstanden gefühlt hätten. Vielleicht könnten Sie darauf 
eingehen, dass es offenbar eine Diskrepanz gibt zwischen der Presseberichterstattung 
und dem, was Ihre zentrale Botschaft an uns als Politik ist. 

Wir reden ja immer wieder darüber, dass es gelingen muss, dass die Säulen Schule, 
Jugendhilfe, Polizei und vielleicht auch ein Stück weit Justiz und Gesundheit, also Psy-
chiatrie und Co, nicht nebeneinanderher, sondern übergreifend arbeiten. Bei der Ge-
walt von Jugendlichen sieht der eine den Jugendlichen als Täter, der andere sieht ihn 
als Opfer und ein wiederum anderer sieht ihn als psychisch Kranken. Wie kann es 
gelingen, dass das nicht so nebeneinander herläuft, sondern eine Verzahnung möglich 
wird? 

Marcel Hafke (FDP): Ich habe zu der Studie keine Rückfragen. Ich würde es eher in 
den politischen Raum ziehen wollen, weil wir auch im Plenum eine Debatte dazu ge-
führt haben, und ich finde, dass es da etwas oberflächlich gewesen ist. 

Frau Woestmann, ich will da anschließen, wo Sie aufgehört haben, weil ich das richtig 
finde. Herr Minister, ich glaube nicht, dass wir diese Problemlage allein mit polizeili-
chen Aktivitäten in den Griff bekommen. Das ist ein übergreifendes Problem, das meh-
rere Ressorts betrifft. Ich weiß, wie schwer es ist, für andere Häuser zu antworten, 
aber ich würde die Frage zumindest in den Raum stellen: Wie gedenken Sie, vier oder 
fünf Ressorts an einen Tisch zu bekommen, um eine gemeinsame Strategie zu entwi-
ckeln? Insbesondere im Bereich der Jugendhilfe gilt es, Strategien aufzunehmen, die 
mit denen der Polizei Hand in Hand gehen, und Maßnahmen, die es bislang schon 
gibt, weiterzuentwickeln. Wie können wir Schule – die da auch eine ganz besondere 
Rolle spielt – stärker mit einbinden, in die Verantwortung mit hineinnehmen? Ich will 
gar nicht auf das Inhaltliche eingehen und darauf, was richtig und falsch ist. Die Frage 
ist vielmehr, ob wir damit rechnen können, dass die Landesregierung in absehbarer 
Zeit ein zwischen den Häusern abgestimmtes Konzept vorstellt, um die Jugendkrimi-
nalität besser in den Griff zu bekommen. 

Der Studie war auch zu entnehmen, dass Jugendliche die Konsequenzen unseres 
Rechtsstaates nicht sehr fürchteten – darüber haben wir eben schon diskutiert; Stich-
wort „Justiz“. Die Strafe muss auf dem Fuße folgen, was aber offensichtlich nicht statt-
findet. Man muss nicht unbedingt den Begriff „rechtsfreier Raum“ bemühen, aber sie 
können sich zumindest ziemlich sicher sein, dass nichts passiert. Das können wir so 
nicht gelten lassen. Es muss also von Ihnen und dem Justizminister eine Strategie 
geben, mittels derer jugendliche Mehrfachstraftäter möglichst schnell einer Strafe zu-
geführt werden. 

Ein weiterer Punkt: In der Debatte über Jugendkriminalität taucht ein Thema nicht auf, 
nämlich die Verantwortungsrolle der Eltern. Ich fände es spannend, wenn die Landes-
regierung überlegen würde, wie sie die Bundesregierung, etwa über Bundesratsinitia-
tiven, dazu treiben kann, Eltern von Mehrfachstraftätern, insbesondere in der Altersklasse 
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der unter 14-jährigen, stärker in die Verantwortung zu nehmen. Da gäbe es mehrere 
Maßnahmen, die man, wenn man die Fantasie spielen ließe, angehen könnte. Ich 
finde, das ist eine Debatte wert, und ich würde mich freuen, wenn Sie dazu etwas 
sagen könnten. 

Ein letzter Punkt, vor dem Sie sich gerade, wie ich finde, ein wenig gedrückt haben: 
Wir alle sind der Auffassung, dass „Kurve kriegen“ inhaltlich ein gutes Programm ist. 
Ich habe immer noch nicht verstanden, warum die Mittel dort über Jahre hinweg her-
untergegangen sind. Es ist gut, dass das über viele Jahre hinweg aufgebaut wurde, 
aber über vier Jahre hinweg sind die Mittel abgesenkt worden bzw. auf einem niedrigen 
Niveau verblieben. 

Dr. Christos Katzidis (CDU): Ich möchte etwas aufgreifen, was der Kollege Hafke 
gerade angesprochen hat bzw. Nachfragen zur Studie stellen. Es geht um Vorschläge 
dazu, den Bereich der elterlichen Erziehungskompetenzen zu fördern. Bei uns in Nord-
rhein-Westfalen sind problematische Haushalte angesichts von mehr als 60.000 Fällen 
häuslicher Gewalt ein besonderes Thema. Diese aber würden die vorgeschlagenen 
Maßnahmen gar nicht freiwillig in Anspruch nehmen und irgendwelche Trainings oder 
andere Sachen machen. Da müssen wir also über staatliche Interventionsmaßnah-
men, über Zwangsmaßnahmen diskutieren, ansonsten werden wir da keine Besserung 
erzielen. Sehen Sie das auch so, oder sehen Sie das anders? Wenn Sie das auch so 
sehen: Was müsste aus Ihrer Sicht getan werden? 

Ein weiterer Punkt, den ich kurz ansprechen möchte, ist die Kooperation zwischen 
Schule, Jugendhilfe und Polizei. Ich verstehe nicht, warum Vereine, insbesondere 
Sportvereine, überhaupt keine Rolle spielen, obwohl sie enorm breit gefächert sind 
und entsprechende Strukturen haben. Viele Vereine, gerade in Ballungsgebieten, ma-
chen nichts anderes als Sozialarbeit. Häufig haben sie bessere Kenntnisse über die 
Familien als die Jugendhilfe und die Schulen, und sie können sich auch zeitlich viel 
mehr um die Kinder kümmern. Wäre es aus Ihrer Sicht eine Option, einen Fokus da-
raufzulegen, dieses Netzwerk zu erweitern? Ich persönlich würde das für zielführender 
halten, als immer wieder den gleichen Weg zu gehen. 

Markus Wagner (AfD): Die Elternhaftung, die Herr Hafke eben angesprochen hat, 
findet meine volle Unterstützung. Wir sehen an fast jeder Baustelle ein Schild: Eltern 
haften für ihre Kinder. – Wir hören aber selten etwas davon, dass Eltern für ihren kri-
minellen Nachwuchs haften, insbesondere, wenn er noch nicht strafmündig ist. Ich 
möchte in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, dass ich den Bereich der Eltern-
haftung bereits vor Jahren in die Diskussion eingebracht habe. Deswegen bin ich 
höchst erfreut, dass die FDP das jetzt aufgreift. 

Prof. Dr. Clemens Kroneberg (Universität zu Köln): Danke, dass wir hier sein dür-
fen, um Ihre Fragen zu beantworten; außerdem danke, dass die Studie im Landtag so 
viel Aufmerksamkeit erfahren hat. 

Wir haben wenig Zeit, deshalb versuche ich, das eher stichpunktartig zu beantworten. 
Ich beginne bei Frau Kampmann: Was die Mädchen angeht, sehen wir vor allem drei 
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relevante Faktoren. Generell gibt es natürlich einen Trend zur Gleichberechtigung, und 
Mädchen sind heutzutage nicht mehr solch engen, einschränkenden Rollenerwartun-
gen ausgesetzt, weshalb sie vielleicht öfter ihre Aggressionen ausleben können, als 
das früher der Fall war. Das ist erst einmal nicht unbedingt beklagenswert. Wir sehen 
bei den Jungen immer noch ein höheres Niveau, und eine gewisse Angleichung ist in 
der Forschung auch erwartet worden. Hinzu kommt, dass die Vorbilder, die die Mäd-
chen auf Social Media haben, sehr viel breiter gefächert sind – um es mal neutral zu 
benennen –, weshalb es auch durchaus Anerkennung für Gewalttaten geben kann. 
Das war früher vielleicht eher bei Jungen zu finden. Darüber hinaus haben heutzutage 
insbesondere Mädchen Probleme mit mentaler Gesundheit. Wir wissen, dass es da 
einen Zusammenhang mit der übermäßigen Nutzung von Social Media gibt. Wir müs-
sen uns jugendliche Gewalttäterinnen auch nicht nur als strategisch brutal vorstellen, 
sondern manchmal auch als überfordert mit bestimmten sozialen Situationen. Wir ha-
ben auch festgestellt, dass sich gerade jüngere Mädchen, etwa ab der siebten Jahr-
gangsstufe, viel häufiger mit Freunden auch abends in der Stadt aufhalten, als das 
noch vor zehn Jahren der Fall war. Da können sie dann zum Beispiel auch eher auf 
ältere Mädchengruppe treffen. In solchen Settings gibt es vielleicht auch mehr poten-
zielle Opfer unter jungen Mädchen, als das früher der Fall war. All das sind Verände-
rungen, die man hier in Anschlag bringen kann. 

Sie haben recht, dass die Normenbindung erstaunlich stark zurückgegangen ist, wobei 
das vor allem in Bezug zu schulischen Verhaltensweisen und Regeln steht und nicht 
so sehr in Bezug zu Gewalt. Ein wichtiges Teilergebnis ist auch, dass wir keinen An-
stieg der Gewaltakzeptanz haben, zumindest nicht, wenn man sie danach fragt, wie 
schlimm das sei. Das ist wie gesagt eher bei schulischen Regeln der Fall. 

Schulen haben heutzutage natürlich besonders viel zu leisten. Nach den Coronajahren 
mussten sie sich auch wieder neu finden. Da ist in den Schulen auch enorm viel getan 
worden. Dennoch kann es sein, dass bestimmte Kohorten in puncto sozialer bzw. emo-
tionaler Kompetenzen ein gewisses Nachholbedürfnis haben, dass es Jugendliche 
gibt, vielleicht auch Mehrfachtäter*innen, die, was aggressive Verhaltensweisen an-
geht, nicht früher als unterstützungsbedürftig diagnostiziert worden sind. Es wäre also 
sicherlich ratsam, da genau hinzuschauen und die entsprechenden ambulanten und 
stationären Unterstützungsmöglichkeiten auszubauen. 

Generell ist es für Kinder und Jugendliche natürlich ganz wichtig, zu lernen, dass Re-
gelbrüche Konsequenzen haben. Und das muss natürlich viel früher passieren als et-
waige strafrechtliche Verfolgungen. Schon auf dem Weg hin zu schweren Gewalttaten 
gibt es viele Abzweigungen, bei denen Jugendliche lernen können, dass ihr Handeln 
Konsequenzen hat. Frühkindliche Einrichtungen und Schulen, idealerweise natürlich 
auch die Elternhäuser, sind gute Orte, an denen das früh geschehen kann. Ich glaube, 
eine der wichtigsten Implikationen der Studie ist, dass Regelbewusstsein im Schulkon-
text gestärkt werden sollte. Es gibt dazu ja auch die gemeinsame Initiative „miteinan-
der.stark.sicher“ vom Schul- und vom Innenministerium, die an dem Punkt ansetzt. 
Bislang ist sie begrenzt, aber wenn man sie ausweiten würde, wäre das eine Möglich-
keit, darauf zu reagieren. 
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Was die elterliche Gewalt angeht, müssen wir unsere Daten noch genauer auswerten. 
Es gibt eine Menge Ursachen, die zumindest als Kandidaten infrage kommen, dazu 
zählen die Veränderung der Lebensverhältnisse durch Inflation und Armut, gerade in 
unserem Untersuchungsgebiet. Bei manchen Gruppen zählen auch migrationsbe-
dingte und vielleicht unbehandelte Traumata dazu. Außerdem stellt sich die Frage, 
inwieweit unsere Unterstützungssysteme für bestimmte Bevölkerungssegmente über-
haupt zugänglich sind, etwa für Ältere, die des Deutschen nicht mächtig sind. Die 
Coronapandemie hat in bestimmten Familien sicherlich auch Dynamiken verstärkt und 
zudem dazu geführt, dass das durch Schulen und Vereine nicht so gut entdeckt wer-
den konnte, da so viel Infrastruktur geschlossen war. 

Frau Woestmann, Sie hatten die Pressemeldungen angesprochen. Das bezog sich vor 
allem auf eine Engführung beim Thema „Migration“ bzw. „ausländische Jugendliche“. 
Wir haben ganz ergebnisoffen auf die Daten geschaut, da es nicht unsere Aufgabe ist, 
auf einem Auge blind zu sein. In unserem Untersuchungsgebiet haben wir im Vergleich 
zu vor zehn Jahren eher ein Rückgang bei den im Ausland geborenen Jugendlichen 
gesehen und einen Anstieg bei den in Deutschland geborenen. Bei denjenigen mit 
ausländischen Eltern gibt es eine ähnliche Entwicklung wie bei denjenigen, deren El-
tern in Deutschland geboren wurden. Dieser Aspekt unserer Studie verdient also nicht 
die Aufmerksamkeit, die er medial bekommen hat. Das geht bei diesem Punkt auch 
am Problem vorbei. Das heißt nicht, dass man bei jungen Erwachsenen, die keine 
Bleibeperspektiven, keine Entwicklungsmöglichkeiten haben, nicht genau hinschauen 
müsste, aber das ist nicht Teil unserer Studie. In unserer Studie geht es um Jugendli-
che, bei denen man im Schulsystem viel Gutes tun kann. Dass diese Diskussion so 
eng geführt wurde, ist mir etwas sauer aufgestoßen. Das war der Punkt. 

Sie haben vollkommen recht, dass eine Verzahnung professioneller Zugriffe notwen-
dig ist. Es ist allerdings so, dass schon eine Menge Netzwerkarbeit erfolgt. Die Häuser 
des Jugendrechts wurden schon angesprochen. Es ist also nicht so, dass alle nur pa-
rallel nebeneinanderher arbeiten würden. Diese Netzwerke weiter auszubauen, wäre 
sicherlich ein wichtiger Ansatzpunkt. 

Herr Hafke, Sie sprachen davon, dass es notwendig sei, Konsequenzen zu erfahren. 
Ich hatte vorhin schon erwähnt, dass es niedrigschwellige Ansatzmöglichkeiten gibt, 
etwa indem sich Schulen so aufstellen, dass man dort im Alltag erlebt, dass bestimmte 
Regeln auch durchgesetzt werden, etwa was Vandalismus auf Toiletten oder die Han-
dynutzung angeht. Da gibt es eine Menge Ansatzmöglichkeiten. 

Mit Blick auf die Eltern ist ein Vorbote manchmal der Schulabsentismus der Jugendli-
chen. Da gibt es auch viele verschiedene Maßnahmen, so können Schulen natürlich 
Bußgelder verhängen, die Familien, die Eltern wirklich wehtun. Dabei muss man aber 
immer auch die Zielkonflikte berücksichtigen. Wenn Kinder unter der Gewalt von Eltern 
leiden und man erhöht den Druck über Bußgelder und sagt: „Das sollen die Familien 
jetzt alleine austragen“, ist das sicherlich nicht im Sinne des Kinderschutzes. Ich 
glaube daher, dass es wichtig ist, nach differenzierten Lösungen zu suchen, konse-
quenter sein zu können, ohne Kinder und Jugendliche noch weiter zu gefährden. 

Herr Katzidis, Sie hatten die Handlungsempfehlungen von uns angesprochen und voll-
kommen zu Recht darauf verwiesen, dass der Zugang zu Eltern schwierig sei. Dass 
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wir uns so stark auf die Schulen fokussieren, liegt nicht daran, dass wir glauben wür-
den, dass aus den Schulen die ganzen Probleme stammten. Hätten wir unsere Studie 
in Vereinen oder Kindertagesstätten gemacht, hätten wir wahrscheinlich ähnliche Ver-
änderungen erlebt. Wir befragen die Jugendlichen nur in den Schulen, weil die so 
freundlich, so kooperativ sind, uns das zu ermöglichen; außerdem können wir den 
Schulen auch etwas zurückmelden. Schulen sind zudem besonders geeignet für Prä-
vention, weil man dort am ehesten die Breite der Bevölkerung erreicht. Sie haben voll-
kommen recht, dass es bei den Eltern oft kooperationsabhängig ist. Es ist auch eine 
Frage der Aufstellung der Kinder- und Jugendhilfe, ob der Zugang erlaubt wird. Dazu, 
wie man sich an der Schnittstelle noch weiter verbessern kann, müssen die relevanten 
Berufsgruppen Stellung nehmen. 

Selbstverständlich sehen wir auch die Vereine als einen wichtigen Teil davon an. Hin-
sichtlich der Stärkung von Sozialräumen haben wir auch auf die Vereine verwiesen. 
Da bin ich also ganz bei Ihnen. Das gilt vor allem auch, weil das langfristige Strukturen 
sind. Bestimmte Programme, die vielleicht gut gemeint sind, aber nach einem Jahr 
oder anderthalb Jahren wieder abgesetzt werden, sind für Jugendliche oft frustrierend, 
weil sie dann wieder einen Beziehungsabbruch zu signifikanten Erwachsenen erleben. 
Es ist also viel besser, in langfristige Strukturen zu investieren, und dazu zählen na-
türlich auch die Vereine. 

Elternhaftung: Es gibt bei strafunmündigen Kindern auch heute schon eine mittelbare 
Täterschaft, wenn sie beispielsweise strategisch eingesetzt werden, um Einbrüche zu 
begehen. Da gibt es also jetzt schon rechtliche Voraussetzungen. Eltern können auch 
durchaus ihr Sorgerecht verlieren. Es gibt also Maßnahmen von Jugendämtern oder 
Familiengerichten, die spürbar sind. Strafmündigkeit heißt nicht, dass es in einzelnen 
Fällen keine spürbaren Konsequenzen gäbe. Das wird medial manchmal zu einfach 
dargestellt. 

Markus Wagner (AfD): Herr Professor Kroneberg, Sie sprachen gerade zu Recht da-
von, dass insbesondere an Schulen Konsequenzen durchgesetzt werden müssten, 
beispielsweise bei Vandalismus. 

In diesem Zusammenhang haben wir es aber mit zwei Problemen zu tun – ich kann 
mich noch an eine Anhörung erinnern, wenn ich auch nicht mehr genau weiß, welche 
es war, bei der genau das Thema war –: An Schulen werden solche Probleme oft unter 
den Teppich gekehrt, um den eigenen Ruf nicht zu gefährden. Das ist das eine. Das 
andere ist das Phänomen der wachsenden Gewalt gegen Lehrer. Hinsichtlich dessen 
interessiert mich, wer die Konsequenzen bzw. entsprechende Maßnahmen überhaupt 
durchsetzen soll, wenn Lehrer zunehmend der Gefahr ausgesetzt sind, Gewalt zu er-
fahren. Mich würde interessieren, wie Sie sich das vorstellen. 

Prof. Dr. Clemens Kroneberg (Universität zu Köln): Herr Wagner, dazu kann ich 
gerne ausführen. Wenn Lehrer Opfer von Gewalt werden, gerade auch physischer 
Gewalt, übersteigt das tatsächlich die Kapazitäten dessen, was Schule selbst lösen 
kann. In dem Moment geht es dann natürlich um die Zuziehung der Polizei. 
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Ansonsten gibt es aber Konzepte. Beispielsweise werden an Schulen Wettbewerbe 
dazu ausgeschrieben, wie man die Toiletten sauber halten kann. Die Idee ist, dass die 
Jugendlichen sie gemeinsam verschönern und dass die älteren Schülerinnen und 
Schüler in den Pausen kontrollieren, dass alles so bleibt, wie es ist. So lernen die 
jüngeren Kinder, die an die Schule kommen, recht früh, dass bestimmte Regeln Gel-
tung haben, durchgesetzt werden. 

Manchmal bieten gerade niedrigschwellige Situationen durchaus Lernchancen für Ju-
gendliche, und zwar bevor man es mit schweren Fällen von Gewalt zu tun bekommt, 
mit denen die Lehrkräfte dann natürlich überfordert sind. Schulen lassen sich da durch-
aus Sachen einfallen. Es gibt beispielsweise Schulen, an denen es die Möglichkeit 
gibt, über eine entsprechende Gruppe eine zweite Lehrperson hinzuzuziehen, wenn 
es in der Unterrichtsstunde eskaliert. An den Schulen wird also schon relativ viel getan, 
und die entsprechenden Konzepte sind ausgeweitet worden. Wie sich das in den 
nächsten Jahren in der Praxis bewähren wird, bleibt natürlich abzuwarten. 

ORR'in Dr. Maike Meyer (LKA): Dazu noch eine Ergänzung: Im Rahmen der Koope-
ration von Schul- und Innenministerium, die eben schon angesprochen wurde, ist das 
auch ein Bestandteil. Die Polizei unterstützt Lehrkräfte beim Umgang mit Gewalt. Da-
bei ist auch die Landesinitiative „sicherimDienst“ eng eingebunden. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich habe mich bewusst zurückgehalten, weil heute die 
Gäste im Mittelpunkt stehen sollten. Wir werden sicherlich noch öfter darüber reden, 
aber ich versuche mich mal an ersten Antworten. 

Eines ist klar: Das ist nicht nur ein Thema der Polizei, der Repression – da haben Sie 
hundertprozentig recht, Herr Hafke. Das ist ja auch der Grund, warum diese Studie 
von drei Häusern in Auftrag gegeben wurde. Wir haben es gemanagt, irgendeiner 
muss ja auch bezahlen, aber wir haben uns damals gemeinsam darauf verständigt. 
Das heißt natürlich auch, dass die Ergebnisse an drei Häuser gegeben worden sind, 
und ich gehe davon aus, dass jedes dieser Häuser sich die Sache anschaut und im 
parlamentarischen Rahmen, in den entsprechenden Ausschüssen, darüber diskutiert 
werden kann. Es ist klar, dass wir nur unseren Teil übernommen haben. Immer, wenn 
man diese Debatten führt, kommt es natürlich zu Überschneidungen. Deshalb ist es 
auch nicht so einfach, zu sagen: Wir machen nur die Maßnahmen. – Vielmehr werden 
es in den unterschiedlichen Bereichen auch unterschiedliche Maßnahmen sein. Wir 
werden einen Teil zu erledigen haben. 

Ich will einen Punkt nennen, der mir wichtig erscheint. Bei „Kurve kriegen“ gibt es ja 
ein interessantes Phänomen: Es waren acht, jetzt sind es 42; es wurden 100 pro Jahr 
betreut; jetzt sind es 800. Und hier regt man sich darüber auf, dass wir weniger Geld 
ausgeben. Das ist eine interessante Logik. 

(Kopfschütteln von Marcel Hafke [FDP]) 

Natürlich haben wir in den letzten ein, zwei Jahren beim Geld genauer hingucken müs-
sen, das stimmt, aber wenn es im Ergebnis nicht weniger Standorte gibt und nicht 
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weniger Kinder betreut werden, halte ich das für vertretbar. Dass „Kurve kriegen“ ein 
Instrument ist, das uns hilft, ist bei allen Fraktionen unbestritten. 

Natürlich muss man so etwas vernünftig und in aller Ruhe auswerten. Das wird nicht 
die letzte Analyse sein, die wir haben. Ich weiß von Professor Kroneberg und unseren 
Leuten im LKA, dass sie weiter dranbleiben. Es gab ja vorher schon Analysen von 
Professor Kroneberg, und wir haben gemerkt, dass es da auch in kurzer Zeit Weiter-
entwicklungen gibt, die man im Auge behalten muss. Wir müssen nicht jedes Jahr eine 
Riesenstudie machen, möglicherweise gibt es auch noch andere, die uns dabei helfen. 
Es sieht jedenfalls so aus, als ob wir da dranbleiben können. Die Frage der Ermittlung 
von Fakten ist also nicht unwichtig. 

Natürlich gibt es ganz konkrete Maßnahmen. Die erste, die wir relativ zügig ergriffen 
haben, ist die Zusammenarbeit Schule/Polizei. Wir wissen noch nicht, ob das funktio-
niert, aber es beruhigt mich ein wenig, dass Professor Kroneberg sagt, dass das eine 
Möglichkeit sei. 

Es wurde eben schon beschrieben: Es gibt eine nachlassende Normenbindung, kom-
biniert mit der Erfahrung, dass weniger sanktioniert wird. Das ist ein irrer Vorgang, 
darüber muss man nachdenken. Man darf aber keinen Schnellschuss abgeben, das 
wäre auch wieder falsch. Aber es lohnt sich, das Phänomen zur Kenntnis zu nehmen. 
Daraus entstehen Forderungen an Schule, an Elternhäuser und an Polizei. Vielleicht 
ist die Zusammenarbeit von Polizei und Schule eine Hilfe; nicht die eine Lösung, aber 
ein Element. Ich weiß auch gar nicht, in welchem Ausmaß wir das machen können. 
Wir machen das jetzt mit 20 Polizeibehörden an zehn Schulen. Das ist nicht unumstrit-
ten, weil einige sagen: Wir haben genug anderes zu tun. 

Mit einem Pfund können wir wuchern: Mit den Polizisten haben wir Menschen, die im 
gesellschaftlichen Ansehen ganz oben stehen. Beim Verkehrsunterricht, bei den 
Crashkursen sehen wir, was das für eine gute Wirkung hat. Warum nicht auch hier? 
Wir versuchen es. Mehr ist das bis jetzt noch nicht. Ich glaube aber, es lohnt sich, 
darauf Zeit zu verwenden, um da ein Stückchen weiterzukommen. 

Andere Maßnahmen kann ich heute nicht anbieten, das ist wahr. Ich weiß aber auch 
gar nicht, wie viel wir als Polizei noch machen können. Denn je mehr ich zuhöre, desto 
mehr begreife ich, dass der größte Teil der Maßnahmen etwas mit Haltungen, mit Ein-
stellungen zu tun hat, die sich verändert haben. Die Polizei kann da einen Beitrag leis-
ten. Wenn die Jungs und Mädels sich nicht gut verhalten, muss das bemerkt werden. 

Herr Hafke hat recht mit seinem Hinweis, dass man darüber nachdenken muss, was 
es heißt, wenn das bei immer jüngeren Kindern passiert. Wir dürfen aber nicht in eine 
Schnappatmungsdebatte kommen, im Zuge derer die einen sagen, man müsse die 
Strafmündigkeit verändern, aber die anderen sind dagegen. Das ist keine Lösung. Wir 
brauchen jedenfalls eine Antwort auf diese Frage. Es lohnt sich, darüber nachzuden-
ken, mit welchen Antworten man da ein Stück weiterkommen kann. Ich stimme Herrn 
Hafke zu, dass das die Eltern betreffen, aber auch eine juristische Frage sein kann. 
Es könnten aber auch noch ganz andere Lösungen sein. Es einfach weiterlaufen zu 
lassen, wäre jedenfalls dumm oder zumindest nachlässig. 

Das war ein Versuch erster Antworten. 
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Stellv. Vorsitzende Anna Teresa Kavena: Frau Dr. Meyer, Herr Professor Dr. Krone-
berg, Sie sind für diese Aussprache insgesamt dreimal angereist – dafür vielen lieben 
Dank aus dem Innenausschuss. 

(Beifall von allen Fraktionen) 
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3 Gesetz zur Stärkung der Informationssicherheit des Landes Nordrhein-

Westfalen (Informationssicherheitsgesetz Nordrhein-Westfalen – InfoSiG 
NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/14581 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/16938 

Ausschussprotokoll 18/1034 (Anhörung vom 30.10.2025) 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Ausschuss für Bauen, 
Wohnen und Digitalisierung – federführend – sowie den Innen-
ausschuss am 09.07.2025) 

Christina Kampmann (SPD) vertritt die Auffassung, dass die Anhörung zum Gesetz-
entwurf ergeben habe, dass dieser zu viele Unklarheiten hinsichtlich der Verantwort-
lichkeiten bzw. Kompetenzen im Angriffsfall enthalte. Außerdem seien die zu langen 
Meldefristen bemängelt worden, die die erforderlichen Schutzmaßnahmen in ihrem 
Ausmaß beschränken könnten. Darüber hinaus komme die präventive Perspektive zu 
kurz. 

Julia Eisentraut (GRÜNE) legt dar, dass mittels des Gesetzentwurfs die NIS-2-Richt-
linie der EU umgesetzt werden solle, die eine wichtige Rahmengesetzgebung im Be-
reich der Cybersicherheit darstelle. 

In der Anhörung sei unter anderem folgender Aspekt angeklungen: Stelle man präven-
tive Maßnahmen pauschal unter Meldepflicht, könne das dazu führen, dass Meldun-
gen kämen, bei denen es schwierig werde, wirklich Kritisches von Beifang zu unter-
scheiden. 

Letztlich brauche es ein gewisses Vertrauen dahin gehend, dass die Landesregierung 
ein Eigeninteresse daran habe – und davon gehe sie aus –, möglichst sichere IT-Sys-
teme zur Verfügung zu stellen. So sollte beispielsweise nach sogenannten Beinahe-
Vorfällen ein Austausch darüber stattfinden, wie diese Angriffe gelaufen seien, um im 
Nachgang für entsprechenden Schutz sorgen zu können. 

Sie begrüße es, dass mit Blick auf den Änderungsantrag versucht werde, zu einer 
gemeinsamen Lösung zu kommen. 

Der Ausschuss kommt überein, zum Änderungsantrag kein 
Votum abzugeben. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 29 - APr 18/1103 

Innenausschuss  11.12.2025 
65. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 

Der Ausschuss stimmt dem Gesetzentwurf mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ge-
gen die Stimmen der Fraktionen von SPD und FDP bei Ent-
haltung der AfD-Fraktion zu. 
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4 NRW muss funktionieren: Mehr Schutz und Sicherheit im Cyberraum – 

Nordrhein-Westfalen braucht ein Onlinekommissariat für Kinder und Jugend-
liche 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/13149 

Ausschussprotokoll 18/1011 (Anhörung vom 02.10.2025) 

(Überweisung des Antrags an den Innenausschuss – federfüh-
rend –, den Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend sowie den 
Ausschuss für Kultur und Medien am 26.03.2025) 

Christina Kampmann (SPD) weist eingangs darauf hin, dass die Lebenswelt von Kin-
dern und Jugendlichen sich heutzutage zu einem großen Teil auf das Internet erstre-
cke, weshalb sich auch dort Gefahren ergäben, beispielweise Hassrede oder sexuelle 
Belästigung. Die bereits existierenden Beratungsstellen leisteten diesbezüglich wich-
tige Arbeit, aber bei der Strafverfolgung gebe es bislang keine speziell auf diesen Per-
sonenkreis zugeschnittene Strukturen. Das von ihrer Fraktion vorgeschlagene Online-
kommissariat solle diese Lücke schließen und in enger Zusammenarbeit mit den Be-
ratungsstellen niedrigschwellige Möglichkeiten bieten, den besonderen Bedürfnissen 
von Kindern und Jugendlichen in diesem Bereich gerecht zu werden. Zusätzlich brau-
che es natürlich auch eine gute und zielgruppenorientierte Öffentlichkeitsarbeit, um 
dieses Angebot bekannt zu machen.  

In der Anhörung hätten sich mehrere Sachverständige zustimmend zur Einrichtung 
eines Onlinekommissariats geäußert, darunter Professor Dr. Jarolimek von der Deut-
schen Hochschule der Polizei. Dr. John von der Hochschule für Polizei und öffentliche 
Verwaltung habe die Entwicklung eines entsprechenden Modellprojekts vorgeschla-
gen. Und von Professor Dr. Rüdiger von der Hochschule der Polizei des Landes Bran-
denburg sei der Hinweis gekommen, dass bei den bereits bestehenden Social-Media-
Accounts von Polizeibehörden meist der Eindruck erweckt werde, dass man sie über 
diese Kanäle besser nicht kontaktieren solle, was natürlich keinesfalls einer modernen 
Onlinekommunikation entspreche. Eine solche aber brauche es, damit Kinder und Ju-
gendliche ihre Rechte auch im virtuellen Raum wahrnehmen könnten. 

Sich auf die Einschätzung ihrer Vorrednerin beziehend, meint Eileen Woestmann 
(GRÜNE) wieder einmal ein Beispiel für unterschiedliche Wahrnehmungen von Anhö-
rungen ausgemacht zu haben. 

Einigkeit bestehe aber darüber, dass Kinder und Jugendliche im Internet zu den be-
sonders vulnerablen Personengruppen zählten, wobei sie dort ganz unterschiedlichen 
Gefahren ausgesetzt seien, etwa Cybergrooming, Mobbing, Radikalisierung oder der 
Aufforderung zur Begehung von Straftaten. Insofern müsse diese Personengruppe im 
Internet besser beraten, unterstützt und geschützt werden. Aber auch die Eltern müss-
ten in dieser Hinsicht sensibilisiert werden, sodass sie bei Bedarf als Gesprächspartner 
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zur Verfügung stehen könnten, und zwar ohne dass es unangenehm bzw. peinlich 
werde. 

Sie selbst habe erst gestern eine Strafanzeige im Internet erstattet, was mit so viel 
Verwaltungshandeln einhergegangen sei, dass es Kinder sicherlich überfordert hätte. 
Daher müsse die Verantwortung für das Stellen von Anzeigen wie derzeit rechtlich 
vorgesehen bei den Eltern verbleiben. Außerdem sollte der Erstkontakt außerhalb des 
Elternhauses bestenfalls nicht aus Polizistinnen und Polizisten, sondern vielmehr aus 
pädagogischen Fachkräften, also beispielsweise Lehrerinnen und Lehrern, bestehen. 
Wegen der großen Bedeutung von Fachkräften müssten die bestehenden Beratungs-
strukturen gestärkt bzw. ausgebaut werden. 

Nichtsdestotrotz solle natürlich auch die Polizei Präsenz im Internet zeigen, schon um 
zu verdeutlichen, dass es sich nicht um einen rechtsfreien Raum handle und um für 
ein größeres Regelbewusstsein zu sorgen. Auch wenn es sich bei polizeilichem Con-
tent häufig um unterhaltsamen Klamauk handle, werde dadurch offenbar, dass ein An-
sprechpartner zur Verfügung stehe. 

Der Antrag der SPD-Fraktion reiche nicht aus, da es statt eines Onlinekommissariats 
ein ganzheitliches Konzept brauche. 

Auf die Zentral- und Ansprechstelle Cybercrime, die Internetwache sowie einschlägige 
Beratungsstellen verweisend, sieht Dr. Christos Katzidis (CDU) die Gefahr der Ent-
stehung von Doppelstrukturen gegeben, würde man den Forderungen aus dem Antrag 
nachkommen. 

Außerdem – und das habe seine Vorrednerin schon angedeutet –, sollten Eltern oh-
nehin immer beteiligt werden, wenn Kinder und Jugendliche Kontakt zur Polizei auf-
nähmen, um beispielsweise Anzeigen zu erstatten. 

Im Übrigen gelte natürlich das Legalitätsprinzip, die Strafverfolgungsbehörden müss-
ten also ohnehin meistens eigeninitiativ tätig werden. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD ab. 
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5 Es ist nicht nur das Stadtbild – Asylzuwanderer verübten 2,8 Millionen 

Straftaten – NRW benötigt endlich ein eigenes Lagebild 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/16215 

(Überweisung des Antrags an den Innenausschuss am 06.11.2025) 

Der Ausschuss kommt überein, eine Anhörung durchzuführen. 
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6 Entwicklung der Organisierten Kriminalität in NRW (Bericht beantragt von der 

SPD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4514 

Christina Kampmann (SPD) fühlt sich beim beschriebenen Phänomen „Violence as 
a Service“, bei dem meist junge Täter auf Anweisung bzw. gegen Bezahlung agierten, 
an das der russischen Low-Level-Agents erinnert und bittet um weitere Informationen 
zum genauen Vorgehen und zur Verbreitung. 

In einer Anhörung sei deutlich geworden, dass Nordrhein-Westfalen für die Mafia mitt-
lerweile nicht mehr nur als Rückzugs-, sondern auch als Aktionsraum fungiere. Seitens 
des Ministeriums möge die aktuelle Entwicklung dargelegt werden. 

Im Zusammenhang mit der Clankriminalität habe der Minister sich wegen der gestie-
genen Summe bei der Vermögensabschöpfung eben noch selbst gelobt, bei der Or-
ganisierten Kriminalität insgesamt sei diese aber deutlich zurückgegangen, und zwar 
von 14 Millionen Euro in 2023 auf 5,8 Millionen Euro in 2024. Vor dem Hintergrund der 
erheblichen Bedeutung der Vermögensabschöpfung für die Bekämpfung von OK-
Strukturen möge das Ministerium erstens die Gründe für den Rückgang und zweitens 
geeignete Gegenmaßnahmen skizzieren. 

LdsKD Peter Mosch (IM) gibt an, dass es sich bei Violence as a Service um ein recht 
neues Phänomen handle, dass man erstmals im vergangenen Jahr im Zusammen-
hang mit den Sprengstoffdelikten im Kölner Raum beobachtet habe. Im Zuge von Er-
mittlungserfolgen sei festgestellt worden, dass es sich bei den Tätern vornehmlich um 
junge Männer aus den Niederlanden gehandelt habe, die von den eigentlichen Auf-
traggebern offenbar online über Vermittler für eher kleines Geld angeworben worden 
seien. 

In den Niederlanden bewege sich die Zahl der jährlichen Sprengstoffdelikte im vier-
stelligen Bereich, hierzulande hingegen im zweistelligen. Nichtsdestotrotz versuche 
man natürlich schon jetzt, das einzudämmen, auch in Kooperation mit den niederlän-
dischen Behörden. 

Im Bereich „OK“ arbeiteten insgesamt rund 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dau-
erhaft. Bei Bedarf könnten Behörden wie das LKA oder auch einzelne Polizeipräsidien 
aufstocken, so geschehen etwa bei der EG „Fusion“. Naturgemäß müsse zusätzliches 
Personal an der einen Stelle, aber an anderer Stelle abgezogen werden. Die Forde-
rung nach noch mehr Personal für diesen Bereich komme immer wieder auf, aber 
schon jetzt sei der Ressourceneinsatz durchaus beachtlich. 

Cosa Nostra, Camorra, ’Ndrangheta: Deutschland sei lange vor allem Rückzugsraum 
gewesen, aber immer mal wieder auch Aktionsraum; Stichwort „Mafiamorde von Duis-
burg“. Zudem liefen laufend Verfahren an, im Zuge derer es Hinweise darauf gebe, 
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dass Restaurants zur Geldwäsche genutzt würden. Es gebe also durchaus Aktivitäten, 
allerdings sei das verborgene Agieren bei OK systemimmanent. 

Bei der Vermögenssicherung bzw. -abschöpfung gebe es in der Tat starke jährliche 
Schwankungen. Zwar seien in diesem Bereich stets viele Finanzermittlerinnen und -
ermittler tätig, aber auch der Zufall spiele eine Rolle. So falle die Summe natürlich 
höher aus, wenn man Immobilien beschlagnahmen könne, handle es sich hingegen 
nur um ältere Autos, falle sie entsprechend geringer aus. Zusätzliche Schwierigkeiten 
entstünden, wenn sich die Eigentumsverhältnisse nicht eindeutig klären ließen oder 
sich die Vermögenswerte im Ausland befänden. Die speziellen Gründe für die von sei-
ner Vorrednerin angesprochene Diskrepanz zwischen 2023 und 2024 könne er ohne 
Aktenzugriff nicht nennen. 
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7 Straftäter immer öfter schwer bewaffnet – welche Maßnahmen ergreift die 

Landesregierung zur Unterbindung illegalen Waffenhandels und -besitzes? 
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4513 

– keine Wortbeiträge 
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8 Aktueller Stand beim Schutz Kritischer Infrastrukturen in Nordrhein-West-

falen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4643 

Die Landesregierung verweise immer wieder darauf, dass die Verantwortung für den 
Schutz Kritischer Infrastrukturen grundsätzlich bei den jeweiligen Betreibern liege, was 
zunächst einmal auch zutreffe, so Marcel Hafke (FDP), allerdings werde dabei außer 
Acht gelassen, dass KRITIS elementarer Bestandteil der öffentlichen Daseinsvorsorge 
sei, weshalb der Staat natürlich eingreifen müsse, wenn die Betreiber diesen Schutz 
nicht gewährleisten könnten. Würden entsprechende Kontrollen implementiert, um zu 
monitoren, ab wann interveniert werden müsse? 

Die Ausführungen ihres Vorredners aufgreifend, zitiert Christina Kampmann (SPD) 
aus vorliegendem Bericht: 

„Für die Resilienz Kritischer Infrastrukturen sind entsprechend den gesetz-
lichen Bestimmungen die Betreiberinnen und Betreiber solcher Anlagen 
und Betriebe zuständig (’Betreiberverantwortungʻ). Es ist aber auch staatli-
cher Auftrag, die Lebens- und Existenzgrundlagen der Menschen in Nord-
rhein-Westfalen sicherzustellen bzw. zu schützen.“ 

Hinsichtlich dessen frage sie sich, was mit Drohnen geschehen solle, die KRITIS an-
flögen: Obliege deren Abschuss den Betreibern der jeweiligen Liegenschaften? 

Um die IT-Sicherheit der Kommunen zu gewährleisten, werde auf Digi-SOS und den 
Informationssicherheitscheck für Kommunen verwiesen, wobei es sich dabei lediglich 
um Vorhaben handle. Die Kommunen mahnten aber bereits bestehende Defizite in 
diesem Bereich an. Was also sei der aktuelle Stand, etwa hinsichtlich verpflichtender 
Mindeststandards für diese Infrastrukturen? 

Um die Bevölkerung für das Thema „Selbstschutz“ zu sensibilisieren und ihre Resilienz 
zu steigern, setze man vor allem auf das Veranstaltungsformat „Katastrophenschutz-
tag“. Das aber sei mit Blick auf Bedrohungen wie der von Russland ausgehenden voll-
kommen unzureichend, weshalb sich die Frage stelle, ob die Landesregierung diesbe-
züglich noch mehr in petto habe. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) fordert die Landesregierung auf, sich bei der Bundesregie-
rung dafür einzusetzen, dass es beim KRITIS-Dachgesetz endlich vorangehe. Dabei 
handle es sich nämlich keinesfalls um ein Nice-to-have, sondern vielmehr um die ent-
scheidende Grundlage dafür, die Unternehmen beim Schutz von KRITIS verstärkt in 
die Pflicht nehmen zu können. Zudem müssten die Länder noch einiges an Aufwand 
betreiben, um die strukturelle und personelle Umsetzung zu gewährleisten. Wie sei 
der diesbezügliche Stand? 
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Im Zusammenhang mit dem Lagebericht „KRITIS“ interessiere sie, wie der Bund bzw. 
die Länder die dafür erforderlichen Daten erhöben. 

Markus Wagner (AfD) fragt: Wie viele Angriffe habe es in NRW auf KRITIS im ver-
gangenen Jahr und in diesem Jahr gegeben? Befänden sich unter den Angreifern auch 
inländische Gruppen? Was sei im Zusammenhang mit den Angriffen über fremde 
Mächte bekannt? 

Minister Herbert Reul (IM) weist eingangs daraufhin, dass es bei diesem Thema noch 
viele offene Fragen gebe, auch weil man mehr oder weniger kalt erwischt worden sei 
und jetzt nach und nach versuche, das abzuarbeiten. Beispielsweise bestehe noch 
keine juristische Klarheit darüber, ob Drohnen überhaupt abgeschossen werden dürf-
ten und wenn ja, von wem. Im Rahmen der Innenministerkonferenz habe man sich 
lange darüber unterhalten, zwar sei nicht in allen Punkten Einigkeit erzielt worden, 
Fortschritte gebe es aber schon. Prinzipiell obliege die Verantwortung für den Schutz 
von KRITIS den jeweiligen Betreibern, allerdings gelte es, Details zu klären. So gehe 
es bei den Beratungen über das KRITIS-Dachgesetz unter anderem um den vorgese-
henen Schwellenwert von 500.000 zu versorgenden Menschen, den man aufseiten 
der nordrhein-westfälischen Landesregierung als zu hoch erachte, da dann kleinere, 
aber nichtsdestotrotz wichtige Einrichtungen keine Berücksichtigung fänden. Im Um-
kehrschluss würde ein niedrigerer Schwellenwert natürlich bedeuten, dass mehr Ein-
richtungen, also letztlich auch mehr Unternehmen, auf entsprechende Maßnahmen 
verpflichtet werden könnten. 

In Nordrhein-Westfalen befassten sich mehrere Ministerien mit unterschiedlichen As-
pekten des Themas „Cybersicherheit“. So konzentriere sich das MWIKE vor allem da-
rauf, Unternehmen zu sensibilisieren und gegebenenfalls Hilfsangebote zu unterbrei-
ten. Das IM stelle vor allem Informationen bereit und übernehme Koordinierungsauf-
gaben. Auf Bundesebene werde an den gesetzlichen Rahmenbedingungen gearbeitet. 

MR Bernd Geßmann (IM) erläutert, dass KRITIS derzeit nur durch das BSI-Gesetz 
bzw. die BSI-Kritisverordnung reguliert werde und die Überprüfung der KRITIS-Betrei-
ber demzufolge durch das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik erfolge, 
wo im Übrigen auch die Zahlen zu den Angriffen erhoben würden. Mit dem kommen-
den KRITIS-Dachgesetz, das vor allem auch den physischen Schutz gewährleisten 
solle, werde sich das teilweise ändern. Diesbezüglich müssten aber noch einige Fra-
gen geklärt werden und nicht zuletzt gelte es, die Interessen der Bundesländer hinrei-
chend zu berücksichtigen. 

Eine Sensibilisierung der Bevölkerung finde nicht nur mittels des erwähnten Katastro-
phenschutztages, sondern auch über Informationen im Internet oder in Broschüren 
statt. In Nordrhein-Westfalen spare man äußere Gefahren aber bewusst aus, da die 
Zuständigkeit dafür auf Bundesebene liege und man keinen Flickenteppich produzie-
ren wolle. Vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe liege bei-
spielsweise die Broschüre „Vorsorgen für Krisen und Katastrophen“ vor. 
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Stellv. Vorsitzende Anna Teresa Kavena macht darauf aufmerksam, dass noch 13 
TOPs anstünden und man spätestens um 16:10 Uhr in einen vertraulichen Sitzungsteil 
werde übergehen müssen. Daher bitte sie darum, sich von nun an etwas kürzer zu 
fassen. 

Marcel Hafke (FDP) hebt hervor, dass über die Gefahren für KRITIS schon seit Jahren 
diskutiert werde, weshalb er für die hier zutage tretende Ratlosigkeit kein Verständnis 
habe, auch wenn er natürlich wisse, dass politische Prozesse meist lange dauerten. 
Die Landesregierung könne unter Verweis auf ein ausstehendes Bundesgesetz jeden-
falls nicht einfach in Untätigkeit verharren. Selbst wenn die Verantwortung für den 
Schutz von KRITIS bei den Betreibern liege – was er in dieser Ausschließlichkeit übri-
gens für falsch halte –, müssten auch seitens der Behörden Vorkehrungen getroffen 
werden, um auf etwaige Angriffe und ein daraus möglicherweise resultierendes Chaos 
reagieren zu können. So sollten beispielsweise Notfallszenarien mit Blick auf Störun-
gen oder Ausfälle in der IT-, Energie- oder Verkehrsinfrastruktur entwickelt werden. 
Zumindest müssten staatlicherseits gewisse Standards festgelegt und deren Einhal-
tung kontrolliert werden. Zudem gelte es, zu klären, was passiere, wenn ein Betreiber 
beim Schutz gegen virtuelle oder auch physische Angriffe scheitere: Habe dieser die 
entstandenen Schäden dann finanziell zu kompensieren? Seien diesbezüglich Rechts-
streitigkeiten zu erwarten? 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) hält ihren Vorredner entgegen, dass die Betreiberverant-
wortung in einer bundesgesetzlichen Regelung fuße. Die CER-Richtlinie der EU ziele 
auf eine Normierung der Kontrollen ab, was mit dem KRITIS-Dachgesetz letztlich auf 
nationaler Ebene umgesetzt werden solle. 

Auf ihre bereits gestellten Fragen habe sie noch keine Antworten erhalten: Gebe es 
aufseiten des Landes bereits Überlegungen zum Umgang mit den zusätzlichen Aufga-
ben, die mit dem KRITIS-Dachgesetz einhergingen, etwa mit Blick auf die Kompeten-
zen und die Ressourcen? Wie würden die Daten für den Lagebericht „KRITIS“ erho-
ben? Gebe es dafür ein standardisiertes Verfahren? 

Markus Wagner (AfD) wiederholt seine bereits gestellten Fragen: Wie viele Angriffe 
habe es in NRW in den Jahren 2024 und 2025 auf KRITIS gegeben? Aus welchem 
Phänomenbereich kämen die Täter? Was wisse man über eine etwaige Beteiligung 
fremder Mächte? 

Minister Herbert Reul (IM) erwidert seinem Vorredner, nicht in der Lage zu sein, des-
sen Fragen zu beantworten, da er über keine Informationen verfüge, die er hier vorle-
gen könne. 

Die Betreiberverantwortung gelte nicht nur für Unternehmen, sondern beispielsweise 
auch für Kommunen. Die Kontrollen würden entweder durch den Bund oder die Länder 
durchgeführt. Noch aber liege das KRITIS-Dachgesetz – wie bereits mehrfach er-
wähnt – nicht vor. 
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MR Bernd Geßmann (IM) legt dar, dass es aufseiten der Betreiber eine Meldepflicht 
gegenüber dem BSI gebe. Informationen zur Zahl der Angriffe auf KRITIS würden dort 
zusammengetragen, weshalb man dazu seitens des Ministeriums keine Angaben ma-
chen könne. Derzeit werde im Land alle zwei Wochen ein Lagebericht zur Situation 
von KRITIS erstellt. Würden diese Lageberichte Defizite bzw. Fehler offenbaren, 
werde darauf in Absprache mit dem Bund und den anderen Ländern reagiert. Im Ge-
gensatz zu früher würden die Lageberichte mittlerweile von allen Bundesländern stan-
dardisiert erstellt und maschinell ausgewertet, sodass alle Akteure etwaige Lageände-
rungen schnell erfassen und entsprechend reagieren könnten. Die Erfahrungen damit 
seien überaus positiv und ließen sich auch auf andere Bereiche übertragen. 

Natürlich gebe es auch schon jetzt Überlegungen dazu, wie die landesseitige Umset-
zung des KRITIS-Dachgesetzes erfolgen könnte, allerdings warte man dessen Verab-
schiedung ab, da es noch einige ungeklärte Fragen gebe, insbesondere die Bundes- 
und die Landeszuständigkeiten betreffend. 
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9 Aktueller Stand beim Einsatz von Künstlicher Intelligenz in der nordrhein-

westfälischen Polizei (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4645 

– keine Wortbeiträge 
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10 Welche Verbesserungsmöglichkeiten gibt es in der Kommunikation zwi-

schen Polizei und Justiz in Nordrhein-Westfalen? (Bericht beantragt von der 
SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4642 

Markus Wagner (AfD) möchte wissen, ob es Erkenntnisse oder gar Umfragen zum 
Ausmaß der Frustration bei Polizisten über die Justiz gebe. Schließlich müssten diese 
immer wieder erleben, dass festgenommene Straftäter nicht schnell genug oder gar 
nicht verurteilt würden, sodass man sie schon nach kurzer Zeit wieder auf der Straße 
antreffe. 

Minister Herbert Reul (IM) antwortet, dass es derartige Umfragen natürlich nicht 
gebe, da gegenseitige Vorwürfe in dieser Sache nicht weiterhelfen würden. Im Übrigen 
müssten in einem Rechtsstaat bestimmte Regeln eingehalten werden. Natürlich könne 
man darüber nachdenken, diese Vorgänge zu beschleunigen, dabei handle es sich 
allerdings um einen Drahtseilakt, schaffe man nämlich beispielsweise eine Instanz ab, 
falle auch eine Widerspruchsmöglichkeit weg. Daher lasse man die Regeln unange-
tastet und versuche, in der praktischen Zusammenarbeit effektiver zu werden. Dort, 
wo das bereits geschehe, gebe es auch schon Fortschritte zu verzeichnen. 
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11 Schusswaffeneinsatz in der Polizeiwache Hattingen nach einem Messeran-

griff (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4644 

– keine Wortbeiträge 
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12 Halloween 2025 – Welche Bilanz kann gezogen werden? (Bericht beantragt 

von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4515 
Vertrauliche Vorlage 18/171 

– keine Wortbeiträge 
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13 Essen: Schwerverletzte nach Schießerei – Was sind die Hintergründe? (Be-

richt beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4512 

Markus Wagner (AfD) fragt nach dem Aufenthaltsstatus der Tatverdächtigen und danach, 
ob aufenthaltsbeendende Maßnahmen eingeleitet würden, worauf Minister Herbert 
Reul (IM) erwidert, derartige Fragen wie immer nicht beantworten zu können. 
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14 Enkeltrick – Welchen Einfluss hat die KI, und wer sind die Täter? (Bericht 

beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4521 

– keine Wortbeiträge 
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15 Sicherheit auf Weihnachtsmärkten – Wie gut ist NRW vorbereitet? (Bericht 

beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 5]) 

Minister Herbert Reul (IM): Weihnachtsmärkte waren auf Ihre Anmeldung hin schon 
Thema bei der Plenarsitzung am 27. November, aber wir geben heute gerne noch 
einen Kurzbericht dazu. Die Fragen, die jetzt gestellt werden, hatten wir eigentlich 
schon versucht, zu beantworten. Die Behauptung, die in der Berichtsanforderung für 
die heutige Sitzung aufgestellt wird, nämlich dass mehrere Weihnachtsmärkte in NRW 
ausgefallen seien, wird nicht dadurch richtiger, dass man sie wiederholt. Ich habe in 
der Sitzung schon darauf hingewiesen, dass es nur einer ist; der in Overath wurde 
abgesagt. Bundesweit – das hat der Schaustellerbund bestätigt – gibt es nur verein-
zelte Absagen.  

Die Frage danach, wie viele Polizeibeamte auf den Weihnachtsmärkten im Einsatz 
seien, werde ich auch heute nicht beantworten können. Das ist ja logisch. Das ist bei 
jeder Veranstaltung, bei jedem Weihnachtsmarkt, bei jeder Stadt anders. Das wird 
nicht zentral gesteuert, sondern muss vor Ort entschieden werden. Auch an den ein-
zelnen Wochentagen verhält es sich übrigens nicht gleich, an Wochenenden ist meist 
mehr los als unter der Woche. Finden aber parallel Veranstaltungen statt oder das 
Wetter spielt nicht mit, kommen vielleicht selbst an einem Samstag wenige Menschen 
auf den Weihnachtsmarkt, weil sie stattdessen woanders sind oder zu Hause bleiben. 
Das leuchtet ein. 

Die allgemeine Bedrohungslage: Sie wissen, dass die immer abstrakt hoch ist, insbe-
sondere im Bereich „Islamismus“. Konkrete Bedrohungen liegen uns aktuell nicht vor. 
Passiert aber irgendwo in der Welt etwas, kann das auch Auswirkungen auf die Per-
sonalplanung vor Ort haben. Das ist unser Konzept von flexibler Personaleinsatzpla-
nung. Das heißt auf Deutsch: Jede Kreispolizeibehörde plant für jeden Markt und jeden 
Tag individuell, was nötig ist. Das kann man nicht für jeden einzelnen Weihnachtsmarkt 
beziffern und erst recht nicht heute landesweit zusammenrechnen. 

Wir reden für Nordrhein-Westfalen insgesamt von rund 620 Weihnachtsmärkten und 
Adventsveranstaltungen, die mit polizeilichen Maßnahmen belegt werden; die kleinen 
Hoffeste sind übrigens nicht dabei. Grundsätzlich gilt, dass wir zur Unterstützung der 
Sicherheit auf Weihnachtsmärkten auf die Einsatzkräfte zurückgreifen, die vor Ort ge-
braucht werden; auch die Bereitschaftspolizei gehört regelmäßig dazu. 

Das waren die Antworten auf Ihre Fragen drei bis fünf. Zur Frage zwei, wie hoch die 
Kosten seien: Das kann ich bezogen auf die Polizeibeamten mit 0 Euro beantworten, 
denn wir stellen den Einsatz der Polizistinnen und Polizisten richtigerweise nicht in 
Rechnung. Das machen wir auch bei Fußballspielen, Karnevalsumzügen, Schützen-
festen und Martinsumzügen nicht. Das habe ich im Plenum aber auch schon mal ge-
sagt. Die Kosten, die insgesamt für die Sicherung der Weihnachtsmärkte anfallen, 
kann ich Ihnen nicht nennen. Das liegt nämlich beim jeweiligen Veranstalter. 

Ich erlaube mir in dem Zusammenhang noch eine Bemerkung: Der Weihnachtsmarkt 
ist keine staatliche, sondern eine zivilgesellschaftliche oder kommunale Veranstaltung, 
mit der – genau wie mit Fußballspielen – Geld verdient wird. Auf den über 3.200 statt-
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findenden Weihnachtsmärkten wird ein Umsatz von über 4 Milliarden Euro erwirtschaftet. 
Das gehört zur Wahrheit auch dazu. 

Weil Weihnachtsmärkte uns aber natürlich wichtig sind, unterstützen wir die Kommu-
nen. Wenn interkommunal gemeinsame Lösungen im Sinne der Veranstaltungssicher-
heit gefunden werden, also etwa Absperrgitter oder Poller zusammen beschafft, ge-
mietet, ausgeliehen werden, gibt es dafür aufseiten des Ministeriums der Kollegin 
Scharrenbach Fördermöglichkeiten. 

Zu guter Letzt: Die Polizei arbeitet Tag und Nacht dafür, dass wir unseren Weihnachts-
marktbesuch alle genießen können. Auch wenn es keine hundertprozentige Sicherheit 
gibt – nicht auf Weihnachtsmärkten, aber auch sonst nirgendwo –, lassen sich die al-
lermeisten Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-Westfalen ihren Weihnachtsmarktbe-
such nicht vermiesen. Und das finde ich auch gut so. 
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16 Düsseldorf: Explosion an Haustür – Ein selbstgebauter Sprengsatz? (Be-

richt beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 5]) 

Minister Herbert Reul (IM): Am 27. November kam es in Düsseldorf zu einer Explo-
sion. Dazu wird hier der Bericht beantragt. Es handelt sich um ein aktuelles Ermitt-
lungsverfahren, das bei der Staatsanwaltschaft liegt, deswegen kann ich nur wenig 
sagen.  

Die Explosion ereignete sich am besagten Tag gegen 4 Uhr morgens vor der Ein-
gangstür eines Mehrfamilienhauses in Düsseldorf. Am Tatort wurden Kunststoffsplitter 
sichergestellt, diese werden gerade beim Landeskriminalamt untersucht. Videoauf-
zeichnungen gab es am Tatort offenbar nicht. 

Die Staatsanwaltschaft Düsseldorf hat ein Verfahren wegen der Herbeiführung einer 
Sprengstoffexplosion eingeleitet. Bis jetzt konnten noch keine Tatverdächtigen ermit-
telt werden, also läuft das Ganze unter Ermittlungen gegen Unbekannt. 

Bevor Sie fragen: Selbstverständlich wird geprüft, ob Zusammenhänge zu der Serie 
von Explosionen in Köln bestehen; Stichwort „EG ’Fusionʻ“. Anhaltspunkte dafür oder 
für Organisierte Kriminalität oder Clankriminalität liegen bislang nicht vor. 

Die eingerichtete Ermittlungskommission arbeitet zur Stunde weiter an der Aufklärung. 
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17 Wirkungsevaluation des PeRiskoP-Programms (Bericht beantragt von der FDP-

Fraktion [siehe Anlage 6]) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Ich glaube, dass sich hier ein Missverständnis hinsichtlich der verschiedenen Arten 
der Evaluation festgesetzt hat, vielleicht habe ich mich aber auch unklar ausge-
drückt; Stichwort „Prozess- und Wirkungsevaluation“. Ich werde versuchen, das auf-
zulösen.  

Die Prozessevaluation ist das eine. Der Abschlussbericht liegt vor und wird aktuell 
ausgewertet. Das ist soweit schon bekannt. Auf die Auswertung dieser rund 200 
Seiten bin auch ich gespannt. Ich rechne damit im Frühjahr 2026. Dann werde ich 
Ihnen diese Ergebnisse selbstverständlich mitteilen, und wir können darüber disku-
tieren. Mögliche Anpassungen und Verbesserungen des Konzepts wurden übrigens 
schon in der Evaluationsphase berücksichtigt und umgesetzt, also auf der Strecke. 
Das passiert bei der Polizei eigentlich immer. Kluge Leute sprechen von einer so-
genannten formativen Evaluation, auf gut Deutsch: eine Evaluation im laufenden 
Betrieb. In der Zwischenzeit macht PeRiskoP natürlich keine Pause, im Gegenteil: 
Die Prüffallsachbearbeitung läuft in den Kreispolizeibehörden ungehindert und in 
etablierter Qualität weiter. 

Das andere ist die Frage nach der Wirkung von PeRiskoP. Das ist gewissermaßen 
der zweite Schritt, den man nach dem ersten gehen kann. Um es klar zu sagen: 
Eine Wirkungsevaluation ist aktuell nicht geplant. Nicht, dass uns die Ergebnisse 
nicht interessieren würden, im Gegenteil. Aber Antworten zu bekommen, die uns 
weiterhelfen, ist bei dieser Frage alles andere als trivial. Was ist denn überhaupt die 
beabsichtigte Wirkung? Man könnte meinen, dass das die Reduzierung schwerer 
Gewaltstraftaten von Personen mit Risikopotenzial sei. Das ist aber eine sehr um-
fassende Formulierung. Für die Evaluation braucht es mehr, da muss es wesentlich 
konkreter sein. Es müsste konkret erarbeitet werden, was die Evaluationsfragen 
sein könnten und wie die Erhebungen angedacht sind. Aber wie belastbar wären 
solche Aussagen? Lassen sich verhinderte Gewalttaten überhaupt sinnvoll mes-
sen? Das Nichteintreten eines Phänomens zu messen, ist höchst anspruchsvoll. 
Unsere Probanden können wir ja schlecht fragen. Eine Darstellung zur Wirkung des 
Programms wäre, falls überhaupt möglich, also ein sehr anspruchsvolles Vorhaben. 
Das ist nicht leicht. Außerdem wäre das wie gesagt der zweite Schritt. 

Wir gehen zunächst den ersten Schritt mit Blick auf die bereits erhobenen Erkennt-
nisse. Im Frühjahr 2026 können wir Ihnen das vorstellen. Dann wissen wir mehr. 
Vielleicht kann man dann auch besser beurteilen, ob man diesen zweiten Schritt 
gehen muss und wie man ihn gehen könnte. Bei Prävention ist es immer ein Prob-
lem, so etwas zu messen. 

Christina Kampmann (SPD) möchte wissen, welche Anpassungen man im laufenden 
Prozess schon vorgenommen habe.  
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Minister Herbert Reul (IM) erwidert, das hier und jetzt nicht benennen zu können. Es 
handle sich vor allem um methodische Veränderungen, um Details. Nähere Informati-
onen dazu würden nachgeliefert. 
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18 Einsatznachbereitung der polizeilichen Schussabgabe in Arnsberg (Bericht 

beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 6]) 

Minister Herbert Reul (IM): Ich hatte am 27. Oktober schon einmal darüber berichtet. 
Zum Ermittlungsverfahren gegen die drei Polizeibeamten wurden mir seitens der Justiz 
keine neuen Erkenntnisse mitgeteilt. 

Bei den Ermittlungen gegen den Beschuldigten, der durch einen Schuss verletzt wurde, 
geht es mittlerweile zusätzlich um Bedrohung in Tateinheit mit Beleidigung und versuch-
ter einfacher Körperverletzung am 10. Oktober, also am Vortag des in Rede stehenden 
Einsatzes. Bei diesem Sachverhalt geht es darum, dass der Beschuldigte in einer 
Sparkassenfiliale in der Arnsberger Innenstadt versucht hatte, ohne Girocard Geld zu 
bekommen. Als die Mitarbeiterin das Geld verweigerte, hat er sie beleidigt und eine 
Schlagbewegung in Richtung ihres Körpers ausgeführt, ohne sie jedoch zu treffen. 

Der Beschuldigte ist insgesamt – das wurde mir auch noch mitgeteilt – dringend ver-
dächtig wegen gefährlicher Körperverletzung in zwei Fällen, Sachbeschädigung, Zer-
störung von Arbeitsmitteln, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte sowie Bedro-
hung in vier Fällen, davon in einem weiteren Fall in Tateinheit mit Beleidigung und 
versuchter Körperverletzung. Seit dem 30. Oktober befindet sich der Beschuldigte auf 
Beschluss des Amtsgerichts in einstweiliger Unterbringung im LWL-Zentrum für Fo-
rensische Psychiatrie Lippstadt. 

Mit dem schriftlichen Bericht hatte ich Sie schon darüber informiert, dass die angeord-
nete Einsatznachbereitung erst stattfinden kann, wenn die staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungen abgeschlossen sind. Das ist so üblich, da Ergebnisse aus dem Verfahren 
für die Nachbereitung relevant sein können. Es ist also klug, erst einmal die staatsan-
waltschaftliche neutrale Beurteilung abzuwarten. Wir müssen auch die Rechte der be-
teiligten Beamtinnen und Beamten berücksichtigen. Die können wir bei einem laufen-
den Strafverfahren nicht zu den Einsatzabläufen befragen, die würden auch gar nichts 
sagen. Diese Darstellungen brauchen wir aber, wenn wir ein vollständiges Bild haben 
wollen. Das Ergebnis der Einsatznachbereitung kann ich Ihnen heute also nicht prä-
sentieren, zu gegebener Zeit aber natürlich schon. Die Kreispolizeibehörde Hoch-
sauerlandkreis hat schon alle Vorkehrungen dafür getroffen, das heißt, die Einsatzdo-
kumentation, die Notrufaufzeichnung, die Funkaufzeichnungen, die Bodycamaufzeich-
nungen wurden gesichert. Auch der Polizeieinsatz vom 10. Oktober in der Sparkasse, 
von dem ich eben geredet habe, wird in die Nachbereitung miteinbezogen. Das Lan-
desamt für Zentrale Polizeiliche Dienste und das Landeskriminalamt werden sich die 
Ergebnisse im Anschluss genau anschauen und meinen Fachleuten im Ministerium 
berichten.  

Abschließend noch eine Bemerkung zur Taserfrage: Ein Schusswaffengebrauch kann 
auch dann erforderlich sein, wenn Polizeibeamte einen Taser dabeihaben. Wie es um 
den Schusswaffengebrauch in diesem konkreten Fall bestellt ist, klärt jetzt die Justiz. 
Bis dahin bleibt alles andere Spekulation, insofern müssen wir uns ein wenig gedulden. 
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19 Großeinsatz der Polizei bei einem Treffen der Tuningszene in Solingen (Be-

richt beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 7]) 

Minister Herbert Reul (IM): Ein paar Worte vorweg: Ganz offensichtlich gibt es nicht 
die eine Szene. Raser, Poser, Tuner, Dater usw. – das sind alles Begriffe, die in die-
sem Zusammenhang fallen. Das sind Leute, die sich aus unterschiedlichen Motiven 
zusammenfinden. Die Gemeinsamkeit ist das Auto, und zwar im öffentlichen Raum. 
Verbotene Kraftfahrzeugrennen sind dabei nicht unsere einzige Herausforderung. Wir 
sehen zum Beispiel immer wieder Treffen von Autotunern. Die können vollkommen 
störungsfrei ablaufen. Da treffen sich dann Autoliebhaber, die sich an die Regeln hal-
ten. Die Polizei ist vor Ort, kontrolliert die Verkehrssicherheit, die Treffen enden fried-
lich. Das macht mir weniger Sorgen. 

Ein anderes Kaliber sind Treffen wie das in Solingen, bei denen es nicht darum geht, 
die Autos der anderen zu bewundern, vielmehr geht es um Selbstdarstellung, und zwar 
ohne Rücksicht auf Verluste. Da wird auf öffentlichen Strecken gerast, inmitten von 
Schaulustigen gedriftet. Das alles geschieht ohne Schutz, ohne Sicherheit. Das ist 
saugefährlich – Entschuldigung –, das ist extrem gefährlich. Dass den Teilnehmern 
dabei gesundheitlich bisher nichts passiert ist, hat vermutlich mehr mit Glück als mit 
Verstand zu tun.  

Bei so etwas schreitet die Polizei natürlich ein, so auch am 30. November. Das ist 
allerdings nicht ganz trivial, denn diese Szene ist höchst konspirativ unterwegs. Die 
verabreden sich in geschlossenen Chatgruppen an geheimen Treffpunkten, die selbst 
den Eingeweihten erst unmittelbar vorher bekannt gegeben werden. Das macht es 
schwer. Die Lage am 30. November ist dafür ein gutes Beispiel. Man muss erst einmal 
wissen, wo was stattfindet, um dann da sein zu können. Das hat ja auch nicht in So-
lingen angefangen. Am Abend hat es mehrere Treffen gegeben; in Aachen, in Kerpen 
und in Dormagen. Darauf waren wir vorbereitet. Wir haben Leute in den Leitstellen, die 
das Internet im Blick haben, vor allem die sozialen Netzwerke. Deshalb waren die Be-
hörden – in diesem Fall war der Rhein-Erft-Kreis beauftragt worden – auch gut vorbe-
reitet. Ein Einsatz mit Polizeiführer und spezialisierten Kräften des Verkehrsdienstes 
war vorgeplant, die umliegenden Behörden waren eingebunden, das LZPD hat die Zu-
ständigkeit koordiniert, auch die Bereitschaftspolizei war im Einsatz. 

Deshalb ist es auch gelungen, dass sich diejenigen, die da unterwegs waren, nicht 
unbehelligt bewegen konnten. Erst in Solingen bestand für sie die Gelegenheit, sich 
zu sammeln. Die Einsatzkräfte konnten schließlich Teilnehmer des Treffens festset-
zen, zwar nicht alle, aber viele. Die Stimmung war von vornherein nicht besonders 
friedlich. Einige der zunächst 200 angetroffenen Personen waren vermummt, manche 
zündeten Pyrotechnik. Die ersten Streifenwagen wurden von Personengruppen be-
drohlich umringt, auf den vorderen Streifenwagen wurde eingeschlagen. Ein Großteil 
der Gruppe entfernte sich im Schutz der Szene. Erst durch weitere Polizeikräfte konn-
ten die Zufahrtswege geschlossen werden. Das Treffen wurde durch die Polizei been-
det, ohne dass Personen zu Schaden kamen. 

Die vorläufige Bilanz dieses Einsatzes in Solingen: Strafanzeigen wegen Landfriedens-
bruch, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, Verstößen gegen das Sprengstoffgesetz, 
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gefährlichen Eingriff in den Straßenverkehr und Sachbeschädigung von Kraftfahrzeu-
gen. Eine Person wurde in Gewahrsam genommen, bei 35 Personen wurden die Per-
sonalien festgestellt, neun Fahrzeuge konnten überprüft werden. Gegen die Täter wird 
nun akribisch ermittelt, übrigens auch anhand der Aufnahmen von Bodycams und der 
Kameras in den Streifenwagen. 

Obwohl die Polizei gut vorbereitet war, hat sich das Treffen, haben sich die Straftaten 
nicht gänzlich verhindern lassen. Bei Eintreffen der Polizei haben viele das Weite ge-
sucht. Den Polizistinnen und Polizisten ist es zu verdanken, dass es bei den Teilneh-
mern oder bei Dritten nicht zu Verletzungen gekommen ist. 

Wir sehen, dass ein Teil dieser überregional agierenden Szene durchaus feindlich auf-
tritt. Das wird in Nordrhein-Westfalen aber nicht hingenommen, im Gegenteil. Schon 
im September habe ich hier im Ausschuss berichtet, dass wir alles unternehmen, was 
möglich ist. Und seitdem sind wir nicht untätig geblieben, in kurzer Zeit haben wir eini-
ges unternommen. Wir haben am 8. Oktober alle Beteiligten der Initiative „sicherim-
Straßenverkehr“ an einen Tisch geholt. Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Verkehr hat zum Beispiel nach Möglichkeiten baulicher Veränderungen gesucht. Mit 
dem Ministerium für Schule und Bildung prüfen wir das Präventionskonzept „Verant-
wortung stoppt Vollgas“ und passen es gegebenenfalls an. Es ist uns wichtig, noch 
mehr junge Leute zu erreichen. 

Eine gute Zusammenarbeit führt aber nicht nur zu mehr Wissen über die Szene, sie 
führt auch zu konkreten Erfolgen. Allein in diesem Jahr haben die Polizistinnen und 
Polizisten 368 Führerscheine und 340 Tatfahrzeuge beschlagnahmt. Sie sehen also, 
dass die Maßnahmen wirken und die Zusammenarbeit funktioniert. Trotzdem gibt es 
keinen Grund, bei der Verkehrssicherheitsarbeit weniger zu tun. Den Polizeibehörden 
wollen wir deshalb zukünftig eine Anleitung an die Hand geben, eine sogenannte Rah-
meneinsatzkonzeption. Diese Konzeption ist noch nicht ganz fertig, aber fast. Ich hoffe, 
dass wir sie den Behörden noch in diesem Jahr zur Verfügung stellen können. Die 
Kurzfassung: Mit Konsequenzen und niedrigschwelligen Maßnahmen werden wir den 
zunehmend aggressiven Treffen auf den Straßen begegnen. Es ist aber wie gesagt 
ungeheuer schwierig, den Anfang abzupassen, also schnell genug zu wissen, wer wo 
ist. Auch deshalb ist Aufklärung so wichtig. 
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20 Lagebild zur Gewalt gegen Polizistinnen und Polizisten (Bericht beantragt 

von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 8]) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Ich möchte Sie gerne über das Lagebild zur Gewalt gegen Polizistinnen und Polizis-
ten informieren und das ein bisschen einordnen. Wir stellen fest, dass die Anzahl der 
Gewaltdelikte gegen Polizistinnen und Polizisten immer noch auf einem erschreckend 
hohen Niveau ist. In 2024 ist das sogar noch mal angestiegen. Es geht um insgesamt 
10.443 Fälle von Gewalt, das ist ein Zuwachs von 6 % gegenüber dem Vorjahr.  

Das ist keine Randnotiz. Das sind Angriffe auf Leute, die nicht nur für unser aller 
Sicherheit sorgen, sondern im Zweifel sogar denjenigen helfen, zu ihrem Recht zu 
kommen, die dann später meinen, randalieren zu müssen. Das ist schon irre. Stich-
wort „Versammlungsfreiheit“: Das war 2024 ein Riesenthema angesichts der De-
monstrationen zum Krieg im Nahen Osten. Ein weiteres Stichwort ist die Gewalt bei 
Fußballspielen. Wir hatten 2024 eine Europameisterschaft bei uns im Land. Bei aller 
Friedlichkeit gab es natürlich auch bei diesen Einsätzen Übergriffe auf Polizistinnen 
und Polizisten.  

Hinzu kommt, dass wir 2024 erstmalig Delikte wie Beleidigung, Verleumdung und 
üble Nachrede auf sexueller Grundlage erfasst und in die Statistik aufgenommen 
haben. Allein im Jahr 2024 waren das fast 600 Fälle, also mehr als 5 % aller Delikte. 
Die Steigerung der Zahlen erklärt sich zum Teil auch dadurch, dass wir glücklicher-
weise jedes Jahr mehr Polizistinnen und Polizisten auf den Straßen haben, was 
natürlich auch bedeutet, dass mehr von ihnen mit Gewalt konfrontiert werden können. 

Ich will nichts schönreden: Gewalt gegen Polizistinnen und Polizisten sowie gegen 
Einsatzkräfte und Amtsträger – die ich in diesem Zusammenhang auch nennen 
möchte – findet nach wie vor statt. Ich bin froh, dass wir das in dieser Aufstellung 
schwarz auf weiß haben, und ich bin dankbar, dass die betroffenen Polizistinnen 
und Polizisten sich die Mühe machen, darüber Auskunft zu geben, was ihnen bei 
ihrem Job so alles widerfährt. Eine Zeit lang war das nicht selbstverständlich, weil 
alle gedacht haben, nicht jeden Kram melden zu müssen. Ich bin froh, dass das 
jetzt passiert. Wir wollen Ross und Reiter nennen und jedem Hinweis nachgehen. 
Wir tolerieren in Nordrhein-Westfalen keine Beleidigungen, kein Schlagen, kein Tre-
ten, kein Spucken. Das wird alles bis ins Kleinste – und genauso wollen wir das – 
dokumentiert und aufgearbeitet. Womöglich wird es auch strafrechtlich verfolgt, 
aber dann sind wir nicht mehr zuständig. 

Es geht vor allem um sogenannte Widerstandsdelikte und tätliche Angriffe, die ste-
hen ganz oben; auf den Plätzen folgen Bedrohungen, die schon erwähnten Beleidi-
gungen auf sexueller Grundlage und Körperverletzungsdelikte. Wir verzeichnen für 
das Jahr 2024 aber auch acht versuchte Tötungsdelikte gegen Polizistinnen und 
Polizisten. Es blieb bei Versuchen, aber manchmal ist das auch nur Glück. So wurde 
im Januar 2024 ein Polizist des Bezirksdienstes Bielefeld mit einem Schraubendreher 
angegriffen und mit zwei Stichen im Gesicht verletzt. Nur weil der Beamte sich weh-
ren konnte und Zeugen eingegriffen haben, flüchtete der Angreifer schließlich. 
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Für mich geht es bei diesem Phänomen vor allem um zwei Fragen: Warum nimmt die 
Gewalt zu? Wie können wir es schaffen, derartige Situationen im Vorfeld zu verhindern, 
um unsere Polizistinnen und Polizisten zu schützen? Sie wissen, dass mir die Sicher-
heit der Einsatzkräfte ein ganz besonderes Anliegen ist; auf gut Deutsch: Es geht 
darum, die zu schützen, die uns schützen. Das ist meine Verantwortung als Minister, 
und die nehme ich ernst. Zur Wahrheit gehört aber auch, dass sich die zunehmende 
Respektlosigkeit durch die gesamte Gesellschaft zieht. Nicht nur Polizeibeamte sind 
davon betroffen, sondern auch andere Berufsgruppen wie beispielsweise Rettungs-
kräfte, Lehrer, Journalisten, Politiker oder Mitarbeiter von Ämtern. 

Die Polizei versuchen wir mit bestmöglicher Aus- und Fortbildung sowie bestmöglicher 
Ausstattung zu schützen. Da ist viel getan worden, das ist nicht unwesentlich. Wir 
haben da viel Geld hineingesteckt. Ich glaube aber, dass das notwendig ist, denn 
diese Menschen riskieren ihre Gesundheit. Das ist das mindeste, was wir tun können. 

Aber natürlich versuchen wir auch, Wirkung in der Gesellschaft zu erzielen. Die Initia-
tive für mehr Schutz und Sicherheit für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst ist bei 
relativ wenig Aufwand eine der wirkungsvollsten Aktionen. Und das Präventionsnetz-
werk „sicherimDienst“ gibt Empfehlungen zur Prävention gegen Gewalt bzw. zum Um-
gang mit selbiger. Das erfolgt aber nicht von oben herab, sondern aus der Gruppe 
derjenigen heraus, die selbst betroffen sind. Es unterstützt bei Gewaltvorfällen übrigens 
auch bei der Nachsorge. Ich werde außerdem nicht müde, die Kampagne „NRW zeigt 
Respekt“ zu erwähnen. Genau darum geht es nämlich: in der Gesellschaft die Haltung 
zu erzeugen, dass man respektvoll miteinander umzugehen hat. Da gibt es mittler-
weile – und das ist wirklich schön – nicht nur das, was wir hier veranstaltet haben, 
was das Parlament damals beschlossen hat oder die Pins, sondern viele kleine, 
dezentrale Aktivitäten von der Polizei, von der Feuerwehr, von Gott und der Welt. 
Ich glaube, dass es am besten ist, wenn man eine Wirkung in der Breite erzeugen 
kann. Diese Kampagne setzt ein Zeichen gegen Gewalt gegen Einsatzkräfte. 2024 
gab es eine große Solidaritätsveranstaltung mit Unterstützung der beiden Sparkas-
senverbände, die die Pins und Informationsmaterialien an die Sparkassenkund-
schaft verteilt haben. Das war toll, weil die viel näher herankamen und wir somit 
nicht nur in den Kreisen verblieben, in denen sich Politiker und Polizisten bewegen. 

Es gibt aber keine einfache Lösung. Wir können nur – und das werden wir auch 
machen – aufklären, frühzeitig melden, jedem Einzelfall nachgehen und hoffen, 
dass das dann auch eine gerichtliche Wirkung hat. Last, but not least: Wir müssen 
alle unseren Beitrag dazu leisten, dass sich die Haltung in der Gesellschaft verän-
dert und der Respekt wieder dominiert. Die anderen sind schon eine Minderheit, 
aber sie müssen eine noch kleinere Minderheit werden. 

Die 6 % Zuwachs bei den gewalttätigen Übergriffen als besorgniserregend bezeichnend, 
ergänzt Christina Kampmann (SPD), dass die Lektüre der Einzelfallbeschreibungen 
fassungslos mache.  

Welche konkreten Maßnahmen ergreife das Ministerium, um die schon länger steigen-
den Zahlen wieder auf ein niedrigeres Niveau zu bekommen? Die bereits existierenden 
Maßnahmen, auf die der Minister immer wieder rekurriere, entfalteten offensichtlich keine 
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hinreichende Wirkung. Und dass der Minister soeben die Bedeutung der Aus- und 
Fortbildung in dieser Sache hervorgehoben habe, passe nicht mit den Kürzungen zu-
sammen, die die Landesregierung in diesem Bereich für das kommende Jahr vorsehe. 

Dem Lagebild könne man entnehmen, dass mehr als siebzigmal das Tatmittel Messer 
zum Einsatz gekommen sei. Gefühlt würden Polizistinnen und Polizisten immer häufiger 
mit Messern bedroht bzw. angegriffen. Lasse sich das mittels Zahlen aus den vorver-
gangenen Jahren belegen? Stelle zusätzliche Schutzausrüstung eine Möglichkeit dar, 
diesem Problem Herr zu werden? Welche psychologischen Unterstützungsangebote 
würden den Opfern derartiger Angriffe unterbreitet? 

Minister Herbert Reul (IM) vertritt die Auffassung, dass sich um das Thema zuvor 
niemand gekümmert habe, jetzt aber ein Anfang gemacht sei. Jeder Vorschlag dazu, 
wie man schneller vorankommen könne, werde dankbar aufgriffen. Da es aber vor 
allem darum gehe, der zunehmenden Respektlosigkeit in der Gesellschaft etwas ent-
gegenzusetzen, brauche es ein langfristiges Vorgehen, und mit gesetzlichen Maßnah-
men allein sei es nicht getan. Wie bereits oft erwähnt, betreffe dieses Problem nicht 
nur die Polizei, sondern auch Kommunalpolitiker, Lehrer, Busfahrer. 

Die beschriebenen Kampagnen zeigten durchaus Wirkung, da sie eine Reihe von Ini-
tiativen ausgelöst und dafür gesorgt hätten, dass anständige Menschen aufstünden, 
um zu sagen, dass es so nicht gehe. Für sich selbst wolle er reklamieren, für das 
Bewusstsein gesorgt zu haben, möglichst alle einschlägigen Vorfälle zu melden bzw. 
anzuzeigen. Auch wenn die Quote sicherlich nicht bei 100 % liege, sorge diese Be-
wusstseinsänderung natürlich dafür, dass die Zahlen stiegen. Vorher seien diese Vor-
fälle nach dem Motto nicht so kleinlich zu sein eher unter den Teppich gekehrt worden. 

Komplett ließe sich Gewalt natürlich niemals verhindern, dafür gebe es zu viele Ver-
rückte, die sich nicht zu benehmen wüssten. Zu schweren Gewalttaten, die mit einer 
Gefahr für Leib und Leben einhergingen, komme es glücklicherweise relativ selten. So 
habe es beispielsweise in 2024 rund 70 und in 2023 rund 60 Messerangriffe gegeben. 
In der Mehrzahl der Fälle gehe es um Verhaltensweisen wie Beleidigungen oder Spucken. 

Es würden verstärkt Gerichte bemüht, und es existierten entsprechende Schwerpunkt-
staatsanwaltschaften, wobei diese natürlich mit Effektivitätssteigerungen einhergin-
gen. Allerdings würden auch viele Verfahren wegen vorgeblicher Geringfügigkeit ein-
gestellt. Natürlich sei ein Messerangriff schwerwiegender als eine Spukattacke, aber 
auch letzteres müsse ernst genommen und bestenfalls auch strafrechtlich verfolgt wer-
den, da es durchaus mit psychischen Verletzungen einhergehen könne. 

Die Ausrüstung der nordrhein-westfälischen Polizei zähle sicherlich zu den besten in 
Deutschland, Besucher aus anderen Bundesländern äußerten sich diesbezüglich immer 
recht neidvoll, dennoch gebe es immer noch Verbesserungspotenzial. Manchmal helfe 
aber auch die beste Ausrüstung nicht, wie der Fall des erschossenen SEK-Beamten 
zeige, der im Bereich der Achselhöhle getroffen worden sei, welcher aus Gründen der 
Bewegungsfreiheit von den Schutzwesten ausgespart werde. 

Eine große Bedeutung komme auch dem Informationsmanagement zu. So wüssten 
Amtsträger, die nicht so gut ausgerüstet seien wie Polizisten, beispielsweise Gerichts-
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vollzieher, bestenfalls im Vorfeld Bescheid, wenn eine Person, die sie aufzusuchen hätten, 
als gefährlich gelte. Dem stehe aber häufig der Datenschutz entgegen. Seiner Ansicht 
nach müsse das geändert werden, allerdings sei das nicht so einfach und politisch 
umstritten. Immerhin bestehe für Gerichtsvollzieher mittlerweile die Möglichkeit, in Zweifels-
fällen bei der Polizei Erkundigungen einzuholen und gegebenenfalls Unterstützung an-
zufordern. 

Nicht vernachlässigt werden dürfe die Nachsorge, was er selbst auch erst wirklich be-
griffen habe, nachdem er mit betroffenen Polizisten ins Gespräch gekommen sei. Da-
her habe man die in diesem Bereich bereits vorhandenen Angebote ausgebaut bzw. 
um neue ergänzt, so könnten bei Bedarf unter anderem behördliches Gesundheitsma-
nagement, psychosoziale Unterstützung, Polizeiseelsorge oder Alltagsreflexion in An-
spruch genommen werden. Bei gravierenden Fällen bestehe zudem die Möglichkeit 
einer persönlichen Betreuung bzw. Begleitung. Übrigens leideten nicht nur diejenigen 
Polizisten, die beleidigt oder angegriffen worden seien, unter ihren Erfahrungen, son-
dern teilweise auch diejenigen, die ihre Dienstwaffen hätten einsetzen müssen. Das 
sei natürlich verständlich, da es psychische Folgen haben könne, wenn man jemanden 
verletze oder gar töte. 

Es gebe übrigens auch Polizisten, die die diesbezüglichen Angebote als übertrieben 
bezeichneten, da sie den Standpunkt verträten, dass sie auf der Straße präsent sein 
müssten, anstatt selbst betreut zu werden. Er selbst jedoch sei der Auffassung, dass 
man sich um Menschen, die so wichtige Aufgaben erfüllten, die so häufig in schwierige 
Situationen gerieten, entsprechend kümmern müsse. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) führt aus, dass der Staat, seine Institutionen und die Men-
schen, die dort arbeiteten, teilweise schlechtgeredet würden, häufig von rechts, auch 
aus dem Parlament heraus. Wenn es in den sozialen Medien ständig heiße, dass der 
Staat gar nichts schaffe, gar nichts könne, bewirke das etwas bei denjenigen Men-
schen, die für so etwas empfänglich seien. Dem müssten sich die demokratischen 
Fraktionen unbedingt entgegenstellen. 

Minister Herbert Reul (IM) ergänzt, dass das Internet in Teilen als Radikalisierungs-
maschine fungiere, was sich schlimmstenfalls in entsprechenden Handlungen mani-
festiere. 

(Kurze Unterbrechung – Es folgt ein vertraulicher Sitzungsteil; siehe 
vAPr 18/91.) 

gez. Anna Teresa Kavena 
stellv. Vorsitzende 
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An die Vorsitzende des Innenausschusses 
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Platz des Landtags 

40221 Düsseldorf 

Dienstag, 09.12.2025 

Aktuelle Viertelstunde: Lagebild Clankriminalität 2024 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

namens der FDP-Fraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusses am 11. 

Dezember 2025 eine Aktuelle Viertelstunde, gem. § 60 der Geschäftsordnung des 

Landtags Nordrhein-Westfalen zu folgendem Thema: 

Vorstellung des Lagebildes Clankriminalität 2024 

Mit der am 08. Dezember 2025 angekündigten Veröffentlichung des Lagebildes 

Clankriminalität 2024 am 10. Dezember 2025 liegt erneut eine Bestandsaufnahme 

eines sicherheitspolitisch hochrelevanten Phänomens vor, das in Nordrhein-

Westfalen seit Jahren eine besondere Bedeutung besitzt. 

Die von bestimmten Familienstrukturen ausgehende, teils hochorganisierte, vielfach 

über Generationen verfestigte Kriminalität stellt Polizei, Justiz und kommunale 

Ordnungsbehörden vor erhebliche Herausforderungen. Sie wirkt sich zudem 

unmittelbar auf das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung aus und beeinflusst das 

Vertrauen in die Handlungsfähigkeit des Rechtsstaates. 

Die politische Relevanz des Phänomens ergibt sich nicht nur aus der Zahl der Fälle 

oder der Komplexität der Ermittlungen. Clankriminalität ist Ausdruck systematischer 

Ablehnung staatlicher Autorität, verbunden mit dem Anspruch, eigene, informelle 

Machtstrukturen zu etablieren. Dies gefährdet das Fundament einer freiheitlichen, 

offenen Gesellschaft. 

Die Landesregierung hat die Bekämpfung der Clankriminalität als polizeiliche 

Schwerpunktaufgabe definiert und regelmäßig hervorgehoben. Umso gravierender ist 

es, dass der Innenminister erneut erst den Weg in die Presse sucht, bevor das 

Parlament und insbesondere der Innenausschuss die Gelegenheit erhält, sich mit den 

aktuellen Zahlen, Entwicklungen und Schlussfolgerungen auseinanderzusetzen. Einen 

entsprechenden Unterrichtungswunsch hat die Landesregierung zum Innenausschuss 

am 11. Dezember 2025 nicht angemeldet. 

Gerade bei einem Thema von solcher Tragweite für die innere Sicherheit und den 

gesellschaftlichen Zusammenhalt ist dies besonders problematisch, zumal zwischen 
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angekündigter Pressekonferenz und dem Termin des Innenausschusses lediglich ein 

Tag liegt. 

Ich bitte die Landesregierung, im Rahmen einer Aktuellen Viertelstunde über die 

Entwicklungen im Bereich der Clankriminalität zu berichten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Marcel Hafke 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf  

03.11.2025 

Beantragung schriftlicher Berichte der Landesregierung                                                                                                    

für die Sitzung des Innenausschusses am 13. November 2025  

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des 

Innenausschusses am 13. November 2025 nachfolgende schriftliche Berichte:  

Das BKA hat am 24. Oktober das Bundeslagebild Organisierte Kriminalität 2024 

vorgestellt. Obgleich das BKA zu dessen Erstellung notwendigerweise von der 

Landesregierung übermittelte Daten aus NRW verwendet hat, sieht sich die 

Landesregierung bislang gleichwohl außerstande, auch das NRW-Lagebild Organisierte 

Kriminalität 2024 vorzulegen.  

Die Landesregierung möge deshalb gegenüber dem Landtag zur Entwicklung der 

organisierten Kriminalität in NRW im Jahr 2024 berichten und insbesondere die 

folgenden Fragen beantworten:  

" Wie viele Ermittlungsverfahren wegen Organisierter Kriminalität wurden im Jahr 

2024 in NRW geführt?  

" Wie hat sich die Summe der durch Organisierte Kriminalität in NRW verursachten 

Schäden im Jahr 2024 entwickelt?  

" Welche Entwicklungen waren in den einzelnen Deliktsbereichen – unter anderem 

Rauschgiftkriminalität, Wirtschaftskriminalität, Steuer- und Zolldelikte, 

Geldwäsche, Menschenhandel, Schleuserkriminalität, Eigentumskriminalität und 

Cybercrime – sowie in den Themenfeldern „Crime as a Service“ und „Violence as a 

Service“ festzustellen?   

CHRISTINA KAMPMANN MDL 

Innenpolitische Sprecherin 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T 0211.884-2518 

Mail:  

christina.kampmann@landtag.nrw.de 

www.spd-fraktion-nrw.de 
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Straftäter immer öfter schwer bewaffnet — welche Maßnahmen ergreift die 
Landesregierungen zur Unterbindung illegalen Waffenhandels und -besitzes? 

Waffenfunde in Remscheid — Aktueller Ermittlungsstand 
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" Wie hat sich die Anzahl der minderjährigen und bewaffneten Tatverdächtigen im 

Zusammenhang mit Organisierter Kriminalität im Jahr 2024 entwickelt?  

" Welche Maßnahmen zur Bekämpfung Organisierter Kriminalität hat die 

Landesregierung ergriffen?  

Wie Presseberichten zu entnehmen ist, ist die Anzahl der Straftaten, bei denen 

Tatverdächtige mit einer Schusswaffe bewaffnet waren, zwischen 2015 und 2024 um 

86% gestiegen. Immer öfter handele es sich bei den Schusswaffen zudem um illegale 

Waffen.  

Die Landesregierung möge vor diesem Hintergrund schriftlich gegenüber dem 

Ausschuss zu diesem Sachverhalt berichten und hierbei insbesondere die folgenden 

Fragen beantworten:  

" Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung zur Unterbindung des illegalen 

Waffenhandels und -besitzes?  

" Wie erklärt die Landesregierung, dass nach weiteren Pressberichten dennoch in 

NRW Waffenbesitzer nur in geringem Ausmaß kontrolliert werden?  

Die Landesregierung möge zum aktuellen Stand der polizeilichen und 

staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen im Hinblick auf die Ende Oktober bekannt 

gewordenen (Kriegs-)Waffenfunde in einem Mehrfamilienhaus in Remscheid berichten. 

Sie möge hierbei insbesondere auch dazu ausführen, welche Erkenntnisse mittlerweile 

bezüglich eines – auch in der letzten Sitzung des Innenausschusses thematisierten – 

rechtsextremistischen Hintergrunds bestehen.    

Mit freundlichen Grüßen  

Christina Kampmann MdL 

Innenpolitische Sprecherin 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Beantragung von schriftlichen Berichten für die Sitzung des Innenausschusses am 11.12.2025

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die nächste Sitzung des Innenausschusses am 

11.12.2025 folgende schriftliche Berichte:

1.1. Aktueller Stand beim Schutz Kritischer Infrastrukturen in Nordrhein-Westfalen

Die aktuellen geopolitischen Entwicklungen, insbesondere der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine 

und die zunehmenden internationalen Spannungen, verdeutlichen die Notwendigkeit, den Schutz 
Kritischer Infrastrukturen (KRITIS) in Nordrhein-Westfalen zu stärken. Neben Bedrohungen durch 

feindliche Staaten oder terroristische Gruppen stellen auch Naturkatastrophen, Pandemien und IT-

Störungen erhebliche Risiken dar. Die Sicherung von Energieversorgung, Kommunikationsnetzen und 

weiteren KRITIS-Sektoren ist für die öffentliche Sicherheit und die Funktionsfähigkeit des Gemeinwesens 
von zentraler Bedeutung.

Wir bitten um einen umfassenden Bericht zu den bisherigen Maßnahmen, geplanten Strategien und 
bestehenden Herausforderungen beim Schutz Kritischer Infrastrukturen in NRW. In diesem 

Zusammenhang bitten wir insbesondere auch um die Beantwortung folgender Fragen:
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Verordnung für den Sektor „Staat und Verwaltung" und gegebenenfalls für weitere Sektoren? 

� Wie ist der aktuelle Stand der Umsetzung von Schutzmaßnahmen für Kritische Infrastrukturen in 

Nordrhein-Westfalen, insbesondere in den Sektoren Energie, IT und Telekommunikation?

� Welche ressortübergreifenden Koordinierungsstrukturen bestehen zwischen Land, 

Bezirksregierungen und Kommunen, um den Schutz von Kritischen Infrastrukturen sicherzustellen?

� Plant die Landesregierung - wie in der Anhörung des Innenausschusses zum Schutz Kritischer 
Infrastrukturen am 09.02.2025 vorgeschlagen - die Einführung einer landeseigenen KRITIS-

� Welche finanziellen und personellen Ressourcen sind für den Ausbau des KRITIS-Schutzes vorgesehen 

und wie sollen Kommunen bei IT-Störungen unterstützt werden?

� Wie wird die Bevölkerung über Risiken und Vorsorgemaßnahmen im Zusammenhang mit Ausfällen 

Kritischer Infrastrukturen informiert und sensibilisiert?

2.2. Aktueller Stand beim Einsatz von Künstlicher Intelligenz in der nordrhein-westfälischen Polizei 

Das LZPD veröffentlichte vor einiger Zeit die Mitteilung, dass die nordrhein-westfälische Polizei derzeit 
eine eigene KI-Infrastruktur aufbaut, die künftig für die Analyse von Massendaten, Sprachverarbeitung 

und Übersetzungen genutzt werden soll. Erste Hardware-Module sollten im Sommer 2025 in Betrieb 

gehen. Ziel ist es demnach, digitale Kriminalität effektiver zu bekämpfen und Ermittlungen etwa im 
Bereich von Terrorismus und sexuellem Missbrauch von Kindern zu beschleunigen. Gleichzeitig wirft der 
Einsatz von Künstlicher Intelligenz Fragen hinsichtlich des Datenschutzeses, der Transparenz sowie 

rechtlicher Befugnisse und praktischer Umsetzung auf.

Wir bitten deshalb um einen umfassenden Bericht zu den bisherigen Maßnahmen, den geplanten 

Anwendungen und den rechtlichen sowie technischen Rahmenbedingungen. Wir bitten diesbezüglich 
insbesondere um die Beantwortung folgender Fragen:

� Welche konkreten KI-Anwendungen sind für die nordrhein-westfälische Polizei vorgesehen und in 
welchen Bereichen sollen sie eingesetzt werden?

� Wie wird sichergestellt, dass der Einsatz von Künstlicher Intelligenz mit den geltenden Datenschutz-

und Grundrechtsstandards vereinbar ist und welche Kontrollmechanismen bestehen, um Missbrauch 

oder unverhältnismäßige Eingriffe zu verhindern?

� Welche Kosten entstehen für Aufbau und Betrieb der KI-Infrastruktur, und wie wird die Finanzierung 
langfristig sichergestellt?

� Welche Unternehmen werden als Anbieter für die KI-Infrastruktur und -Software einbezogen, und 
inwiefern spielen deutsche bzw. europäische Anbieter eine Rolle, um digitale Souveränität zu 

gewährleisten?
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ysteme (z. B. 

Wie wird sichergestellt, dass die Kommunikation auch in komplexen Verfahren (z. B. Terrorismus, 

3.3. Welche Verbesserungsmöglichkeiten gibt es in der Kommunikation zwischen Polizei und Justiz in 

Nordrhein-Westfalen?

Die Zusammenarbeit zwischen Polizei und Justiz ist für eine effektive Strafverfolgung von zentraler 

Bedeutung. Immer wieder wird jedoch über Reibungsverluste, unklare Zuständigkeiten und 
Verzögerungen bei der Informationsweitergabe berichtet. Gleichzeitig gibt es Ansätze zur Verbesserung, 

etwa durch digitale Schnittstellen wie die Einführung der elektronischen Strafakte. Vor diesem 

Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen umfassenden Bericht über den aktuellen Stand, 
bestehende Herausforderungen und geplante Maßnahmen zur Optimierung der Kommunikation.
Insbesondere bitten wir dabei auch um die Beantwortung folgender Fragen:

� Wo sieht die Landesregierung Verbesserungsbedarf bei der Kommunikation zwischen Polizei und 
Justiz in Nordrhein-Westfalen?

� Wie bewertet die Landesregierung die Wirksamkeit bestehender digitaler Informationss
elektronische Aktenführung, Datenübertragung) und wo gibt es Verbesserungsbedarf?

� Welche Maßnahmen sind geplant, um Informationsverluste oder Verzögerungen bei Ermittlungen zu 

vermeiden?

�

organisierte Kriminalität) reibungslos funktioniert?

� Welche Maßnahmen werden umgesetzt, um die Zusammenarbeit z.B. durch gemeinsame 

Fortbildungen, standardisierte Prozesse oder zusätzliche Ressourcen zu stärken?

4.4. Schusswaffeneinsatz in der Polizeiwache Hattingen nach einem Messerangriff 

Am 22.11.2025 kam es nach Presseberichten in der Polizeiwache Hattingen zu einem Messerangriff auf 

Polizeibeamte, bei dem ein 28-jähriger Mann angeschossen wurde. Der Mann soll demnach in die 

Polizeiwache gekommen sein und dort unvermittelt ein Messer gezogen haben. Bevor es zum 

Schusswaffeneinsatz kam, soll der Mann trotz Warnungen durch die anwesenden Polizeibeamten und 

trotz des Einsatzes von Pfefferspray den Wachtresen überstiegen haben und bewaffnet auf zwei

Polizeibeamte zugegangen sein. Einer der Polizisten habe daraufhin seine Dienstwaffe eingesetzt und auf 

den 28-Jährigen geschossen. Dieser wurde den Berichten zufolge schwer, aber nicht lebensbedrohend 

verletzt.

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zu den bisher bekannten Hintergründen des

Vorfalls.
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Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann
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AfD-Landtagsfraktion NRW * Platz des Landtags 1 * 40221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

 

Düsseldorf, 3. November 2025 

Beantragung von Tagesordnungspunkten für die 63. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 63. Sitzung des Innenausschusses am 13. November 2025 beantrage ich für die AfD-

Fraktion die nachfolgenden Tagesordnungspunkte mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht 

der Landesregierung: 

I. 

Halloween 2025 – Welche Bilanz kann gezogen werden? 

In der Halloween-Nacht von Freitag auf Samstag verzeichnete die Polizei in Nordrhein-West-
falen insgesamt ein hohes Einsatzaufkommen. In vielen Städten, darunter Essen, Köln, Duis-
burg, Viersen, Bochum, Düsseldorf und Wuppertal, wurden unerlaubt Böller und andere pyro-
technische Gegenstände gezündet. Besonders auffällig war laut Polizei der häufige Einsatz 
von Pyrotechnik, der in einigen Fällen zu Sachschäden und Verletzungen führte. So explo-
dierte in Duisburg ein Böller in der Hand eines 14-Jährigen, der dabei schwer verletzt wurde. 
In Marl stellte die Polizei insgesamt 115 pyrotechnische Gegenstände sicher.1

In Drolshagen im Sauerland sollen fünf Jugendliche im Alter zwischen 14 und 19 Jahren einen 
nicht zugelassenen Feuerwerkskörper durch ein offenes Fenster einer Flüchtlingsunterkunft 
geworfen haben. In dem Raum befand sich ein 22-jähriger Afghane, der unverletzt blieb, je-
doch entstand ein Sachschaden im vierstelligen Bereich. Da eine politische Motivation nicht 
ausgeschlossen werden kann, übernahm das Polizeipräsidium Hagen die Ermittlungen wegen 
eines möglichen Staatsschutzdelikts. Insgesamt kontrollierte die Polizei Hagen in der Nacht 
280 Personen, sprach sieben Platzverweise aus und stellte unter anderem ein Messer, eine 
Kette und einen verbotenen Böller sicher. Zwei Personen mit offenen Haftbefehlen wurden 

1 Vgl. https://www1.wdr.de/nachrichten/halloween-2025-die-nacht-in-nrw-100.html?at_me-
dium=wdr.de&at_campaign=sharing&at_source=Whatsapp. 
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festgenommen. In Bonn-Tannenbusch attackierten Unbekannte zwei Linienbusse mit Steinen, 
Pyrotechnik und Eiern, wobei im Sicherheitsglas Tennisball-große Löcher entstanden, jedoch 
niemand verletzt wurde. Schon im Vorjahr hatte es dort ähnliche Angriffe gegeben. In Aachen 
wurde ein 28-jähriger Mann geschlagen, getreten und anschließend beraubt. Die Täter konn-
ten entkommen. In Düsseldorf verzeichnete die Polizei eine „ungewöhnlich aggressive Grund-
stimmung“ unter den Altstadtbesuchern und sprach von einem „enorm hohen Einsatzaufkom-
men“. Auch Eierwürfe und kleinere Schlägereien wurden aus mehreren Städten, darunter Düs-
seldorf und Duisburg, gemeldet. In Marl, Essen und Duisburg kamen vorsorglich Hundert-
schaften und mobile Videoanlagen zum Einsatz, um größere Ausschreitungen wie in den ver-
gangenen Jahren zu verhindern.2

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu den oben beschriebenen Vorfällen? (Bitte Tathergang sowie Straftatbe-
stände aufschlüsseln.) 

2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils bekannt? 

3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils? (Bitte chronologisch auflisten.) 

4. Wie viele Straftaten wurden vom 31. Oktober, 12:00 Uhr, bis 1. November, 12:00 Uhr, 
in Nordrhein-Westfalen registriert? 

5. Wie ist der jeweilige Verfahrensstand der unter Frage 4 erfragten und eröffneten Er-
mittlungsverfahren? 

II. 

Essen: Schwerverletzte nach Schießerei – Was sind die Hintergründe? 

Bei einer Schießerei auf einem Parkplatz an der Viktoriastraße in Essen-Katernberg sind am 
Samstagnachmittag, den 25. Oktober 2025, zwei Männer schwer verletzt worden. Gegen 
15:00 Uhr meldeten Zeugen der Polizei Schussgeräusche. Als die Beamten eintrafen, fanden 
sie zwei schwer verletzte Männer – einen mit einer Schussverletzung vor „Mustis Haarstudio“
und den anderen, etwa 400 Meter entfernt, mit Stichverletzungen vor der Katernberger Stadt-
teilbibliothek. Beide wurden vor Ort notärztlich versorgt und anschließend in Krankenhäuser 
gebracht. Einer der Männer musste noch am Abend notoperiert werden. Über ihren genauen 
Gesundheitszustand machte die Polizei zunächst keine Angaben, allerdings bestand jedoch 
Lebensgefahr. Nach bisherigen Ermittlungen war es zuvor auf dem Parkplatz zu einer Ausei-
nandersetzung gekommen, bei der sowohl eine Schusswaffe als auch möglicherweise ein 

2 Ebenda. 
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Messer eingesetzt wurden. Der Tatort und das umliegende Gebiet wurden weiträumig abge-
sperrt. Eine Hundertschaft der Polizei war im Einsatz, unterstützt vom Technischen Hilfswerk, 
das Zelte zum Schutz der Spuren vor Regen errichtete und den Bereich bei Dunkelheit aus-
leuchtete. Die Mordkommission übernahm die Ermittlungen unter Leitung der Staatsanwalt-
schaft Essen. Aufgrund von Hinweisen auf eine mögliche Verbindung ins Clanmilieu wurden 
auch Spezialermittler des Kommissariats zur Bekämpfung der Clankriminalität hinzugezogen.3

Zeugen berichteten, dass es bereits am Vorabend zu einem Streit zwischen etwa 20 Personen 
– mutmaßlich Libanesen und Syrern – gekommen sei. Dabei sei laut geschrien worden. Ein 
Anwohner erklärte, der Streit habe sich möglicherweise um eine Frau gedreht. Am Samstag-
nachmittag sei die Situation erneut eskaliert, als rund zehn Personen wieder aufgetaucht 
seien. Noch am späten Samstagabend nahm die Polizei einen ersten Tatverdächtigen fest –
einen 23-jährigen Syrer aus Essen, der inzwischen in Untersuchungshaft sitzt.4 Am darauffol-
genden Dienstag gelang den Ermittlern ein weiterer Zugriff. In Lünen-Brambauer wurde der 
25 Jahre alte Bruder des bereits festgenommenen Mannes in einer Wohnung am Starweg 
festgenommen. Nach Angaben der Polizei hatte er sich dort versteckt. Der Mann steht eben-
falls im Verdacht, an der Auseinandersetzung beteiligt gewesen zu sein. Da Hinweise auf eine 
mögliche Bewaffnung vorlagen, war die Polizei auch mit Spezialeinsatzkräften vor Ort. Die 
Wohnung, die nicht der Wohnsitz des 25-Jährigen ist, wurde durchsucht. Der Einsatz in Lünen 
begann am Dienstagvormittag gegen 11:30 Uhr und stand laut Polizei eindeutig im Zusam-
menhang mit dem versuchten Tötungsdelikt vom Samstag in Essen-Katernberg. Die Ermitt-
lungen zu den genauen Hintergründen, Motiven und Abläufen der Tat dauern weiterhin an.5

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen bekannt? 

3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils erhalten? (Bitte chronologisch 
auflisten.) 

4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? (Bitte 
Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

5. Wie hat sich das Clan-Personenpotenzial von 2015 bis heute pro Jahr in Essen verän-
dert? (Bitte die Clans einzeln auflisten und nach ethnischer Herkunft ordnen.) 

3 Vgl. https://www.bild.de/news/grossfahndung-in-nrw-schiesserei-in-essen-zwei-schwerverletzte-
68fce1ed1de8332c4ed415b9. 
4 Ebenda. 
5 Vgl. https://www.bild.de/news/grossfahndung-in-nrw-schiesserei-in-essen-zwei-schwerverletzte-
68fce1ed1de8332c4ed415b9. 
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III. 

Enkeltrick – Welchen Einfluss hat die KI und wer sind die Täter? 

Der sogenannte Enkeltrick, eine altbekannte Betrugsmasche, erlebt durch den Einsatz moder-
ner Technologien eine gefährliche Renaissance. Was früher mit simplen Telefonanrufen oder 
gefälschten SMS begann, hat sich heute zu einer hochentwickelten Form des digitalen Identi-
tätsbetrugs gewandelt – ermöglicht durch künstliche Intelligenz. Mithilfe von KI-gestützten Pro-
grammen können Betrüger Stimmen täuschend echt imitieren und so selbst misstrauische 
Menschen in die Falle locken. Während der klassische Enkeltrick noch auf vagen Andeutun-
gen beruhte – etwa mit dem Satz „Hallo Oma, rate mal, wer dran ist“ – und die Opfer meist 
selbst den Namen des vermeintlichen Enkels nannten, nutzen Kriminelle heute Informationen 
aus sozialen Netzwerken, um sich gezielt auf ihre Rollen vorzubereiten. Bereits wenige Se-
kunden Tonmaterial aus einem öffentlich geposteten Video oder einer Sprachnachricht reichen 
aus, um ein digitales Stimmprofil zu erstellen. Moderne KI-Tools können die Stimme einer 
Person nicht nur imitieren, sondern auch deren emotionale Färbung, Sprachmelodie und Pau-
sen realistisch nachbilden. So gelingt es Tätern, in Echtzeit Gespräche zu führen, die so über-
zeugend wirken, dass Angehörige kaum einen Unterschied bemerken.6

Das klassische Szenario bleibt dabei dasselbe. Ein angeblicher Verwandter ruft an oder 
schreibt über WhatsApp und schildert eine dramatische Notsituation – etwa einen Unfall, eine 
Verhaftung oder finanzielle Schwierigkeiten. Es wird dringlich um Geld gebeten, und der emo-
tionale Druck sorgt dafür, dass Betroffene kaum Zeit haben, nachzudenken. Die Kombination 
aus authentisch klingender Stimme, glaubwürdiger Geschichte und Zeitdruck führt dazu, dass 
Opfer in Panik geraten und spontan hohe Geldbeträge überweisen. Besonders ältere Men-
schen sind gefährdet, weil sie auf die Stimme eines vermeintlich geliebten Menschen emotio-
nal reagieren und helfen wollen. Kriminalexperten und Ermittler beobachten diese Entwicklung 
mit großer Sorge. Laut Kriminalanalyst H. war es früher oft die mangelnde Glaubwürdigkeit, 
die Betrüger entlarvte – Dialekte, Betonung oder unpassende Sprachmuster verrieten sie 
schnell. Diese Schwächen gleicht künstliche Intelligenz heute mühelos aus. Mit sogenannten 
Deepfake-Technologien lassen sich nicht nur Stimmen, sondern ganze Dialoge synthetisch 
erzeugen. Dadurch wird der Betrug noch raffinierter und psychologisch wirksamer. Die Polizei 
berichtet von einer wachsenden Zahl von Fällen, in denen KI-Stimmen gezielt eingesetzt wer-
den, um Vertrauen zu erschleichen.7

Auch Verbraucherschützer schlagen Alarm. Jedes öffentlich zugängliche Video, jede Sprach-
nachricht und jedes Social-Media-Profil kann potenziell zur Quelle für Stimmenklau werden. 
Da nur ein bis zwei Minuten Tonmaterial genügen, sind viele Nutzer unwissentlich gefährdet. 
Neben dem Enkeltrick erleben auch andere Betrugsformen durch KI ein gefährliches Upgrade. 
So werden Phishing-Attacken zunehmend personalisiert – Angreifer verschicken täuschend 
echte E-Mails, Anrufe oder Messenger-Nachrichten, um Zugangsdaten zu stehlen oder den 
Computer zu übernehmen. Die Folgen dieser neuen Betrugswelle sind gravierend. Viele Opfer 
verlieren hohe Summen, oft im vierstelligen Bereich. Doch die finanziellen Schäden sind nur 

6 Vgl. https://www.diebewertung.de/gefaehrlicher-denn-je-wie-kuenstliche-intelligenz-den-enkeltrick-per-
fektioniert-und-wie-du-dich-schuetzen-kannst/. 
7 Vgl. https://www.sachsen-fernsehen.de/enkeltrick-2-0-wenn-die-ki-am-apparat-ist-2084662/. 
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ein Teil des Problems. Die emotionale Belastung ist oft noch größer – viele Betroffene entwi-
ckeln nach der Täuschung anhaltende Ängste, Misstrauen und Panikreaktionen, wenn das 
Telefon klingelt. Opferberater berichten von tiefen psychischen Spuren, die der Verlust von 
Vertrauen hinterlässt. Die Behörden und Experten fordern deshalb verstärkte Aufklärung über 
die Risiken von KI-basiertem Stimmenklau und den sorgsamen Umgang mit persönlichen Da-
ten und Sprachaufnahmen im Internet.8

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie hat sich die Anzahl der Fälle des klassischen Enkeltricks von 2015 bis heute pro 
Jahr in NRW entwickelt? 

2. Wie hat sich die Anzahl der Fälle, bei denen KI zum Einsatz kam, pro Jahr entwickelt? 

3. Welches Alter haben die für die in den Fragen 1 und 2 abgefragten Betrugsfälle ver-
antwortlichen Tatverdächtigen? 

4. Welches Geschlecht haben die für die in den Fragen 1 und 2 abgefragten Betrugsfälle 
verantwortlichen Tatverdächtigen? 

5. Welche Nationalität haben die für die in den Fragen 1 und 2 abgefragten Betrugsfälle 
verantwortlichen Tatverdächtigen? (Bitte bei Deutschen die Mehrfachstaatsangehörig-
keit extra ausweisen.) 

IV. 

Nennung der Nationalität von Straftätern – Wann ist damit endlich zu rechnen? 

Ende Juli 2024 hat Innenminister Herbert Reul (CDU) angekündigt, einen Erlass auf den Weg 
zu bringen, wonach die Polizei in Nordrhein-Westfalen in ihren Pressemitteilungen zukünftig 
immer die Nationalität von Tatverdächtigen nennen soll, obwohl sich die Regierung seit Jahren 
dagegen ausgesprochen hatte. Offensichtlich ist der Druck durch die Realität und der, der AfD-
Fraktion zu groß geworden, die schon im Januar 2020 erstmalig einen Antrag eingebracht hatte, 
der die Nennung der Nationalität von Tatverdächtigen forderte, um so möglichst wirklichkeits-
nahe Pressemitteilungen der Strafverfolgungsbehörden in Nordrhein-Westfalen sicherzustellen. 
Das Innenministerium möchte nun nach eigenen Angaben durch die Nennung der Nationalität 
mehr Transparenz schaffen. Gleichzeitig solle dies auch die Polizei entlasten, da die Presse 
immer wieder bei der Polizei nachgefragt habe, welche Nationalität die Tatverdächtigen haben. 

8 https://www.diebewertung.de/gefaehrlicher-denn-je-wie-kuenstliche-intelligenz-den-enkeltrick-perfekti-
oniert-und-wie-du-dich-schuetzen-kannst/ 
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Damit die neue Regelung auch umgesetzt werden kann, muss zunächst der Medienerlass ge-
ändert werden, sodass die neue Regel nach Informationen des WDR ab Herbst dieses Jahres 
gilt.9

Ende Juli 2024 wies ein Sprecher des Innenministeriums darauf hin, dass „bereits in den ver-
gangenen Wochen den Kreispolizeibehörden deutlich signalisiert wurde, dass das Innenmi-
nisterium den Medienerlass dahin gehend verändern wird, dass die Nennung der Nationalitä-
ten auch im Erlass klar geregelt werden soll“. Eine Ausnahme bei der Nennung der Nationalität
bildet jedoch die Staatsanwaltschaft. Wenn diese im Rahmen ihrer Pressearbeit zu dem 
Schluss kommen, dass die Nationalität nicht benannt werden soll, dann werden die Presse-
stellen der Kreispolizeibehörden der Weisung folgen.10

In der Innenausschusssitzung Anfang November dieses Jahres wies Innenminister Reul da-
rauf hin, dass der Medienerlass zurzeit noch überarbeitet werde. Er fügte hinzu: 

„Sie kennen meine Haltung: Staatsangehörigkeiten sollten in den Mitteilungen der
Polizei von vornherein genannt werden.“

Um diese Praxis zu verankern, brauche es jedoch eine „Abstimmung mit dem Justizministe-
rium“. Während Reul seine Polizeistellen zur Transparenz anweisen will, scheinen Justizmit-
arbeiter dieses Vorhaben allerdings auszubremsen. Das Ergebnis der Absprache mit dem Jus-
tizministerium „muss abgewartet werden“. Mehr könne Reul derzeit nicht sagen. Aus dem In-
nenministerium erfuhr NIUS des Weiteren, dass die Idee Reuls „fast nicht umsetzbar“ sei und
man intern nicht mehr davon ausgehe, dass der Medienerlass bald umgesetzt werde.11

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie lautet der neue (Rund-)Erlass für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Polizei 
NRW? 

2. Wie ist der Stand der Abklärung mit dem Minister der Justiz? 

3. Geht auch der Innenminister mittlerweile davon aus, dass seine Idee „fast nicht um-

setzbar“ ist?

4. Wie verfährt die Polizei NRW in der Zwischenzeit? 

5. Wie wird bei Mehrfachstaatsangehörigen verfahren? 

9 Vgl. https://www1.wdr.de/nachrichten/nationalitaet-tatverdaechtige-innenministerium-erlass-100.html. 
10 Vgl. https://www.bild.de/politik/inland/reul-erlass-fuer-nrw-polizei-soll-nationalitaet-von-straftaetern-
nennen-66a753fe3e4df523cad7e442. 
11 Vgl. https://www.nius.de/kriminalitaet/news/herbert-reul-nennung-nationalitaet-tatverdaechtige-nord-
rhein-westfalen-kriminalitaet/5886a0b9-2946-473c-8104-9850c0f1cef0. 
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An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

 

Düsseldorf, 1. Dezember 2025 

Beantragung von Tagesordnungspunkten für die 65. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 65. Sitzung des Innenausschusses am 11. Dezember 2025 beantrage ich für die AfD-

Fraktion die nachfolgenden Tagesordnungspunkte mit der Bitte um einen mündlichen Bericht 

der Landesregierung: 

I. 

Sicherheit auf Weihnachtsmärkten – Wie gut ist NRW vorbereitet? 

Die Sicherheitslage auf deutschen Weihnachtsmärkten spitzt sich immer weiter zu – und mit 
ihr steigen die Kosten für Veranstalter und Städte dramatisch. Hinter Glühwein- und Lichterro-
mantik verbirgt sich eine Realität, die vielerorts zur Existenzfrage wird. Essens Oberbürger-
meister Thomas Kufen (CDU) schlägt Alarm. Seit 2018 habe seine Stadt über zwei Millionen 
Euro in taktische Terrorsperren investieren müssen, allein in diesem Jahr über 200.000 Euro 
für Betonblöcke, Sperranlagen und Sicherheitspersonal. Terrorabwehr sei jedoch eine staatli-
che Aufgabe, betont Kufen, und fordert bundesweit einheitliche Regeln, klare Zuständigkeiten 
und eine dauerhafte Finanzierung durch den Bund. Andernfalls seien selbst traditionsreiche 
Märkte in Gefahr.1

Doch Gegenwind kommt aus NRW. Innenminister Herbert Reul (CDU) stellte im Landtag klar, 
dass Weihnachtsmärkte keine staatlichen Veranstaltungen seien und daher auch nicht voll-
ständig durch staatliche Mittel gesichert werden könnten. Die Polizei unterstütze bereits mit 
Präsenz, die nicht in Rechnung gestellt werde.2 Dennoch zeigt eine aktuelle bundesweite Be-

1 Vgl. https://www.bild.de/politik/inland/weihnachtsmaerkte-so-viel-zahlen-unsere-staedte-fuer-die-si-
cherheit-69283e539ee3dea8ed716f0e. 
2 Ebenda. 
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fragung der Bundesvereinigung City- und Stadtmarketing (bcsd), wie sehr die Kosten explo-
diert sind. Im Durchschnitt stiegen die Ausgaben für Stadtfeste und Märkte in den letzten drei 
Jahren um 44 Prozent. 57 Prozent der Veranstalter mussten bereits kürzen, verkürzen oder 
komplett absagen. Hauptkostentreiber sind Sicherheitskonzepte, Brandschutzauflagen, zu-
sätzliche Absperrungen, Videoüberwachung, Security, aber auch Gebühren etwa der GEMA.3

Besonders kleinere Städte und ehrenamtliche Veranstalter geraten zunehmend an ihre finan-
ziellen Grenzen. Einige Orte wie Overath haben ihren Weihnachtsmarkt 2025 bereits abge-
sagt, in Kerpen weicht man wegen hoher Anti-Terror-Auflagen auf einen deutlich kleineren 
„Genussmarkt im Advent“ aus. Siegburg installierte versenkbare Poller, Köln rechnet 2025 und
2026 mit jeweils rund einer Million Euro für technische Sperren. Auch große Städte warnen, 
dass ohne staatliche Unterstützung entweder Sicherheitsstandards sinken müssten oder 
Märkte in Zukunft gefährdet seien.4

Gleichzeitig steigt die Sorge in der Bevölkerung: Laut einer YouGov-Umfrage machen sich fast 
zwei Drittel der Bundesbürger Gedanken um die Sicherheit auf Weihnachtsmärkten. Dennoch 
besuchen viele die Märkte weiterhin – klagen jedoch über deutlich gestiegene Preise. Der bcsd 
warnt vor einer Entwicklung, die weit über einzelne Events hinausgeht. Wenn öffentliche Ver-
anstaltungen wegbrechen, gefährde das die Attraktivität der Innenstädte, die städtische Iden-
tität und den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Da Händlergemeinschaften und Sponsoren 
wegen der wirtschaftlichen Lage oft fehlen, müssen Städte immer häufiger selbst finanzielle 
Lücken schließen – obwohl viele Kommunen ebenfalls unter wachsendem Kostendruck ste-
hen. Wie fragil das System geworden ist, zeigte zuletzt der Fall Magdeburg. Nach dem Terror-
anschlag im vergangenen Jahr mit sechs Toten und über 300 Verletzten wurde der dortige 
Weihnachtsmarkt zunächst nicht genehmigt. Erst nach intensiven Verhandlungen zwischen 
Stadt, Landesverwaltungsamt und Polizei einigte man sich auf nochmals verschärfte Sicher-
heitsmaßnahmen. Für bcsd-Chef Gerold Leppa ist dies ein „Paradebeispiel“ dafür, dass die
Verantwortlichkeiten in gefährlicher Weise verschoben werden. Veranstalter gerieten nach An-
schlägen zuerst in die Kritik, obwohl Terrorabwehr originäre Staatsaufgabe sei. Während 
Schaustellerpräsident Albert Ritter betont, dass trotz einzelner Absagen die große Mehrheit 
der Märkte stattfinden werde, bleibt die Grundstimmung angespannt. Städte und Veranstalter 
versuchen mit großem Kraftaufwand, die Tradition weiterhin zu ermöglichen – doch die War-
nungen sind eindeutig. Ohne verbindliche staatliche Unterstützung drohen weniger Sicherheit, 
weniger kulturelle Angebote und langfristig der Verlust eines zentralen Elements städtischer 
Lebensqualität.5

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie viele Polizeibeamte sind in Nordrhein-Westfalen für die Sicherheit der Weihnachts-
märkte insgesamt im Einsatz? 

3 Vgl. https://www.nius.de/politik/news/stark-gestiegene-kosten-fuer-weihnachtsmaerkte-was-unsere-
innenstaedte-lebendig-macht-steht-zunehmend-auf-der-kippe/3ef8f855-836e-4e37-b287-63fc24f339af. 
4 Vgl. https://www.bild.de/politik/inland/weihnachtsmaerkte-so-viel-zahlen-unsere-staedte-fuer-die-si-
cherheit-69283e539ee3dea8ed716f0e. 
5 Vgl. https://www.nius.de/politik/news/stark-gestiegene-kosten-fuer-weihnachtsmaerkte-was-unsere-
innenstaedte-lebendig-macht-steht-zunehmend-auf-der-kippe/3ef8f855-836e-4e37-b287-63fc24f339af. 
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2. Wie hoch sind insgesamt die Kosten, die durch die Sicherheitsmaßnahmen und den 
Einsatz der Polizeibeamten auf Weihnachtsmärkte in Nordrhein-Westfalen entstehen? 

3. Was unternimmt die Landesregierung im Einzelnen, um die Sicherheit auf Weihnachts-
märkten in Nordrhein-Westfalen zu gewährleisten? 

4. Welche abstrakten und konkreten Bedrohungssituationen liegen für Weihnachtsmärkte 
vor? 

5. Welchen Extremismusphänomenen respektive PMK-Bereichen werden die Gefährder 
zugerechnet? 

II. 

Düsseldorf: Explosion an Haustür – Ein selbstgebauter Sprengsatz? 

Nach der Explosion an der Haustür eines Mehrfamilienhauses in der Eulerstraße 10 in Düs-
seldorf-Derendorf am 27. November 2025 verdichten sich die Hinweise darauf, dass ein selbst-
gebauter Sprengsatz verwendet wurde. Ermittler fanden an der Außenseite des Gebäudes 
mehrere Kunststoffteile, die laut Staatsanwaltschaft möglicherweise zu einer „unkonventionel-
len Spreng- oder Brandvorrichtung“ gehören. Diese Teile werden derzeit von Experten des
Landeskriminalamts analysiert. Die Ermittlungen laufen wegen Herbeiführens einer Spreng-
stoffexplosion gegen Unbekannt. Erkenntnisse aus Sicherheitskreisen legen nahe, dass die 
Explosion mit hoher Wahrscheinlichkeit außen an der Tür und nicht im Hausflur ausgelöst 
wurde. Zudem wird untersucht, ob eine Videokamera den Vorfall teilweise aufgezeichnet ha-
ben könnte.6

Unklar bleibt bislang, gegen wen sich die Tat richtete. Im Raum stehen Spekulationen, ob der 
Angriff dem Eigentümer des Hauses – einem bekannten Rapper – galt, der die Immobilie vor 
einigen Jahren gekauft hatte, oder ob er sich gegen einzelne Bewohner richtete. Das Haus 
enthält neben regulären Mietwohnungen mehrere Ferienapartments, die über Online-Hotel-
portale gebucht werden können und laut Gerüchten gelegentlich von Prostituierten genutzt 
worden sein sollen, um dort Freier zu empfangen. Weder das Management des Musikers noch 
die zuständige Vermietungsagentur gaben auf Nachfrage Auskunft. Auch die tatsächliche Zahl 
der Bewohner ist unklar. Zwar rettete die Feuerwehr am Morgen der Explosion zehn Menschen 
unverletzt aus dem Gebäude, doch ein erheblicher Teil des Hauses scheint leer zu stehen. 
Das von der Explosion herausgerissene Klingelschild bietet Platz für zehn Parteien, doch ein-
getragen sind nur zwei Namen. Durch offene Fenster lassen sich leere Räume erkennen, die 
augenscheinlich seit längerer Zeit unbewohnt sind. Der Gesamtzustand des Gebäudes wirkt 
vernachlässigt: Fenster stehen offen oder hängen schief, und an der Fassade sind noch immer 
deutliche Brandspuren aus einem Feuer Anfang September sichtbar. Die ausgebrannte Woh-
nung wurde seitdem offenbar nicht saniert; ein zerstörtes Fenster gewährt weiterhin direkten 
Einblick in die schwarz verkohlten Räume. Auch der Betreiber eines Kiosks gegenüber kann 

6 Vgl. https://rp-online.de/nrw/staedte/duesseldorf/explosion-in-duesseldorf-derendorf-lka-ermittelt-zu-
sprengsatz-an-haustuer_aid-139786435. 
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keine Auskunft über feste Bewohner geben und beschreibt lediglich, dass ständig unterschied-
liche Personen kämen und gingen. Die Detonation selbst sei so heftig gewesen, dass in sei-
nem Laden Staub von der Decke rieselte.7

Parallel prüfen die Ermittler einen Zusammenhang zu einer Serie von 22 Explosionen im 
Rheinland, die im Vorjahr vor allem Köln und Umgebung erschütterten. Auch in Düsseldorf 
kam es 2024 zu zwei ähnlichen Vorfällen vor Hauseingängen: Im Juli detonierte ein Spreng-
satz vor einem Geschäftshaus an der Berliner Allee, wenige Wochen später folgte eine weitere 
Explosion vor einem Hochhaus im Medienhafen. Verletzte gab es in diesen Fällen nicht. Den 
damaligen Ermittlungen zufolge standen die Taten im Zusammenhang mit Auseinanderset-
zungen zwischen Drogenbanden, die nach dem Diebstahl von rund 300 Kilogramm Cannabis 
aus einer Lagerhalle in Hürth entbrannt waren. Bis Januar 2025 konnten in dieser Serie 35 
Tatverdächtige identifiziert werden. Die Staatsanwaltschaft schließt nicht aus, dass die aktu-
elle Explosion in Derendorf Teil dieses Musters sein könnte.8

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen bekannt? 

3. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen jeweils? 
(Bitte Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

4. Welche Hinweise gibt es zur Organisierten Kriminalität, Mocro-Mafia und/der Clankri-
minalität? 

III. 

Bochum: 12-jähriges Mädchen bei einem Polizeieinsatz angeschossen – Erklärt eine 
Hypoglykämie ihr aggressives Verhalten? 

Bei einem Polizeieinsatz in Bochum, wurde ein 12 Jahre altes Mädchen in der Nacht zum 17. 
November in der Wohnung der Mutter von einer Polizeikugel im Brustbereich getroffen. Das 
Projektil durchschlug ihre Lunge, wodurch sie lebensgefährliche Verletzungen davontrug. Die 
Staatsanwaltschaft erklärt, ein Beamter habe mit der Dienstwaffe, ein weiterer mit einem Taser 
geschossen, weil sich das Kind mit zwei Messern bis auf rund zwei Meter auf die Polizisten 
zubewegt haben soll. Zuvor hatte sich die Zwölfjährige mit ihrem Bruder in der Küche einge-
schlossen. Beide Geschwister sowie die Mutter sind gehörlos. Die Mutter, die beim Eintreffen 

7 Ebenda. 
8 Ebenda. 
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der Polizei in großer Aufregung gewesen sein soll, wurde am Boden fixiert. Das Mädchen soll 
nach bisherigen Erkenntnissen auch ihren Bruder kurzzeitig mit einem Messer bedroht haben. 
Der Anwalt des Kindes wirft der Landesregierung und den Ermittlern mangelnde Neutralität 
vor und kritisiert eine vorschnelle Festlegung auf eine Notwehrsituation. Er stellt infrage, wa-
rum die Polizei die lebenswichtigen Medikamente des Mädchens nicht mitführte, obwohl be-
kannt gewesen sei, dass sie diese noch in derselben Nacht benötigte. Gegen einen Polizisten 
wird wegen versuchten Totschlags, gegen den zweiten wegen Körperverletzung im Amt ermit-
telt. Die Zwölfjährige lebt eigentlich in einer Wohngruppe in Münster und war als vermisst ge-
meldet worden. Aufgrund ihrer gesundheitlichen Situation (Diabetes) suchte die Polizei drin-
gend nach ihr. Innenminister Herbert Reul erklärte, die Dringlichkeit des Medikamentenbedarfs 
habe zusätzlichen Druck erzeugt.9

Unterzuckerungen (Hypoglykämien) stellen für Menschen mit Diabetes Typ 1 oder Typ 2, die 
Insulin oder bestimmte orale Medikamente einnehmen, die häufigste akute Notfallsituation dar. 
Sie entstehen, wenn der Blutzucker unter 70 mg/dl (3,9 mmol/l) fällt und Symptome wie Blässe, 
Schwitzen, Herzklopfen, Zittern, Heißhunger, Schwindel, Kopfschmerzen oder Sprach- und 
Bewusstseinsstörungen auftreten. Auch psychische Veränderungen sind möglich. Manche 
Betroffene zeigen starke Wesensänderungen bis hin zu aggressivem oder gewalttätigem Ver-
halten. Da manche Betroffene während einer Unterzuckerung impulsiv reagieren, Hilfe abweh-
ren oder verbal und körperlich aggressiv werden können, erleben Angehörige diese Situatio-
nen oft als verstörend, zumal sich die Betroffenen nach Normalisierung des Blutzuckers häufig 
an ihr Verhalten nicht erinnern.10

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. In welchem Umfang waren die im Einsatz befindlichen Polizeibeamten darüber infor-
miert, dass das 12-jährige Mädchen an Diabetes erkrankt ist und zunehmend dringend 
Medikamente benötigt? 

3. Aus welchen Gründen war ein Notarzt oder zumindest ein Rettungssanitäter bei dem 
Einsatz nicht von Anfang an involviert? 

4. Welche Hinweise existieren mittlerweile darüber, ob eine Hypoglykämie zu dem Ver-
halten des Mädchens geführt hat, das wiederum diesen Einsatz eskalieren ließ? 

9 Vgl. https://rp-online.de/nrw/panorama/schuesse-auf-maedchen-in-bochum-landtag-und-anwalt-aeus-
sern-sich_aid-139739105. 
10 Vgl. https://www.diabetologie-online.de/a/hypoglykaemie-aggressivitaet-und-gewalttaetigkeit-koen-
nen-anzeichen-einer-unterzuckerung-sein-1883350. 
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Mit freundlichen Grüßen 

Markus Wagner, MdL 
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Marcel Hafke MdL – Platz des Landtags 1 – 40221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des Innenausschusses 

Angela Erwin MdL 

Platz des Landtags 

40221 Düsseldorf 

Dienstag, 02.12.2025 

Mündliche Berichtswünsche  

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

im Namen der FDP-Fraktion beantrage ich für die kommende Sitzung des 

Innenausschusses folgende mündlichen Berichte: 

1. Wirkungsevaluation des PeRiskoP-Programmes 

Mit Vorlage 18/4409 und Bericht im Innenausschuss am 30.10.2025 hat die 

Landesregierung zum Sachstand bei der Evaluation des PeRiskoP-

Programmes berichtet. 

Nachdem es im Ausschuss zunächst zu Unklarheiten hinsichtlich der Art der 

Evaluation gekommen war, stellte Minister Reul klar, dass zunächst nur eine 

Prozessevaluation erfolgt und eine Wirkungsanalyse das Zweite sei. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um mündlichen 

Bericht, der sich unter anderem mit der Frage befasst, mit welchem Zeitplan 

die Landesregierung die parlamentarische Befassung mit der 

Prozessevaluation plant und wann eine Wirkungsanalyse durchgeführt 

werden soll. 

2. Einsatznachbereitung der polizeilichen Schussabgabe in Arnsberg 

Mit Vorlage 18/4394 hat die Landesregierung auf Anfrage der FDP-Fraktion 

einen schriftlichen Bericht zur polizeilichen Schussabgabe in Arnsberg am 

11.10.2025 erstattet. 

Ausweislich der schriftlichen Beantwortung und der Ausführung in der Sitzung 

des Innenausschusses am 30.10.2025 hat das LZPD die KPB 

Hochsauerlandkreis zu einer Einsatznachbereitung aufgefordert. 

Da diese zum Zeitpunkt der Berichterstattung noch nicht abgeschlossen 

gewesen sei, habe keine einsatzfachliche Bewertung erfolgen. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um mündlichen 

Bericht, der sich unter anderem mit der Frage befasst, was das Ergebnis der 
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Einsatznachbereitung und die daraus resultierende Bewertung des 

Einsatzablaufes durch die Landesregierung ist und ob die Schussabgabe hätte 

verhindert werden können, wenn die Beamten mit einem DEIG ausgestattet 

gewesen wären. 

Mit freundlichen Grüßen 

Marcel Hafke 
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CHRISTINA KAMPMANN MDL

0101.1.12.2025

Beantragung eines mündlichen Berichts für die Sitzung des Innenausschusses am 11.12.2025

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die nächste Sitzung des Innenausschusses am 

11.12.2025 folgenden mündlichen Bericht:

Großeinsatz der Polizei bei einem Treffen der Tuningszene in Solingen

Nach aktuellen Meldungen soll es in der Nacht zum 30.11.2025 in Solingen im Rahmen eines Treffens der 

Tuningszene zu massiven Angriffen auf Polizisten und Polizistinnen gekommen sein. Der Polizei sollen in 

diesem Zusammenhang bereits im Vorfeld Hinweise auf ein Tuningtreffen sowie auf ein unerlaubtes 

Kraftfahrzeugrennen vorgelegen haben. Das Treffen sollte demnach ursprünglich in Neuss stattfinden, 

ehe die Tuner nach einem dortigen Polizeieinsatz nach Solingen weitergezogen seien. Beim Eintreffen 

des ersten Streifenwagens seien dann bis zu 200 teils vermummte Personen auf das Fahrzeug zugelaufen, 

hätten Pyrotechnik gezündet und auf das Einsatzfahrzeug eingeschlagen. Zudem sollen den Einsatzkräften 

Hinweise auf Schüsse aus Schreckschusswaffen vorgelegen haben.
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Daraufhin seien bis zu 40 Einsatzkräfte zum Ort des Treffens in einem Solinger Industriegebiet gerufen

worden. Laut Polizeiangaben sollenen dadas gesamte Industriegebiet und alle Zufahrten abgeriegelt

worden sein. Dennoch hätten sich offenbar zahlreiche Beteiligte des Tuning-Treffens "auf 

unbekanntem Wege" den Kontrollen entziehen und flüchten können.

Insgesamt wurden den Angaben zufolge rund ein Dutzend Fahrzeuge und etwa vierzig Personen 

kontrolliert, deren Personalien aufgenommen und denen Platzverweise erteilt worden seien. 

Wir bitten die Landesregierung um einen mündlichen Bericht über den Vorfall sowie um einen 

aktualisierten Sachstandsbericht über die Maßnahmen zur Bekämpfung illegaler Autorennen in Nordrhein-

Westfalen.

Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann
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Beantragung eines weiteren mündlichen Berichts für die Sitzung des Innenausschusses am 

11.12.2025

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die nächste Sitzung des Innenausschusses am 

11.12.2025 folgenden weiteren mündlichen Bericht:

Lagebild zur Gewalt gegen Polizistinnen und Polizisten 

Nach aktuellen Meldungen ergibt sich aus dem neuen Lagebild des LKA zur Gewalt gegen 

Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte, dass im Jahr 2024 mehr als 25.385 Polizistinnen 

und Polizisten in Nordrhein-Westfalen Opfer von Gewalttaten wurden. Insgesamt wurden demnach 

10.443 Gewalttaten auf einen oder mehrere Beamte erfasstst, während im Vorjahr noch 9.829 Fälle von 

Gewalttaten verzeichnet worden waren. Es kam somit gegenüber dem Vorjahr zu einer Steigerung von 

6,6 Prozent. Innenminister Reul sprach diesbezüglich gegenüber der WAZ von einem Rekordniveau.

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Wir bitten die Landesregierung um einen umfassenden Bericht über die Einzelheiten und Hintergründe 

der im neuen Lagebild aufgeführten Statistiken und Entwicklungen, über die Erkenntnisse zu den 

Ursachen der gestiegenen Gewalt gegen Polizistinnen und Polizisten und über die Maßnahmen, die die 

Landesregierung zur Bekämpfung dieser Entwicklung einleiten wird. 

Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann

Landtag Nordrhein-Westfalen
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